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Executive Summary 

Der vorliegende Bericht untersucht das Risiko der Geldwäscherei und der 
Terrorismusfinanzierung (GW/TF), das kaufmännische Rechtsträger ï im 
Wesentlichen die verschiedenen Gesellschaftsformen ï für den Finanzplatz Schweiz 
darstellen. Dabei unterscheidet der Bericht schweizerische kaufmännische Rechts-
träger, die direkt der Schweizern Gesetzgebung unterstellt sind, von ausländischen 
Gesellschaften, die in der Schweiz lediglich Finanzdienstleistungen und hauptsächlich 
Bankendienstleistungen nutzen. Zudem wird die Unterscheidung zwischen 
Sitzgesellschaften und operativ tätigen Gesellschaften untersucht. Der Bericht 
analysiert daneben das spezifische Risiko, das die Beratungstätigkeiten 
schweizerischer Akteure (Anwälte, Notare und Treuhänder) mit Blick auf die Gründung 
und Verwaltung von insbesondere ausländischen Gesellschaften darstellen. 

Der Bericht unterstreicht, dass kaufmännische Rechtsträger hinsichtlich der 
Terrorismusfinanzierung nur ein minimales Risiko aufweisen und dass ausländische 
Gesellschaften ein deutlich höheres Geldwäschereirisiko darstellen als schweize-
rische. Erstere bilden häufiger Gegenstand von Verdachtsmeldungen und verschärfen 
aufgrund bestimmter Merkmale die Gefährdung für den Finanzplatz Schweiz: Bei ihren 
Geschäftsbeziehungen sind mehr Akteure, höhere Beträge, mehr Sitzgesellschaften 
und mehr politisch exponierte Personen im Spiel. Sie werden meist dazu genutzt, um 
Vermögenswerte aus im Ausland begangenen Korruptionshandlungen zu waschen. 
Die Rechtsform der Gesellschaft ist diesbezüglich irrelevant, d.h. ausländische 
Aktiengesellschaften (AGs) und Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbHs) 
weisen ein ähnlich hohes GW/TF-Risiko auf. Im Übrigen geht auch von den Trusts, die 
nur in wenige Verdachtsfälle oder Strafverfahren involviert sind und so eine 
unerhebliche reelle Gefährdung bilden, wegen ihrer undurchsichtigen Struktur ein 
hohes Risiko aus.  

Die Verbindung der ausländischen Gesellschaften zur Schweiz besteht hauptsächlich 
aus den hier eröffneten Bankkonten; sie stellen für die drei wichtigsten Finanzplätze 
der Schweiz ï Zürich, Genf und Tessin ï ein erhöhtes Risiko dar. Dies trifft weniger 
auf schweizerische kaufmännische Rechtsträger zu, die trotz ihrer starken 
Konzentration auf die drei Kantone die ganze Schweiz relativ gleichmässig dem von 
ihnen ausgehenden GW/TF-Risiko aussetzen. Hingegen setzen sie den Bankensektor 
ausschliesslicher der GW/TF-Gefährdung aus als die ausländischen Gesellschaften, 
die zum Waschen ihrer unrechtmässig erworbenen Vermögenswerte häufiger 
Vermögensverwalter und Treuhänder bemühen. Im Bankensektor sind die 
kundennahen Banken (Raiffeisenbanken oder Kantonalbanken) dem mit 
ausländischen Gesellschaften verbundenen GW/TF-Risiko nur marginal, dem mit 
schweizerischen kaufmännischen Rechtsträgern und besonders Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung und Einzelunternehmen verbundenen Risiko jedoch deutlich 
stärker ausgesetzt. Diese Rechtsformen weisen indessen nur ein geringes oder sogar 
minimales GW/TF-Risiko auf. Unter den schweizerischen kaufmännischen 
Rechtsträgern stellen vor allem Aktiengesellschaften wegen ihrer Involvierung in 
internationale Wirtschafts- und Finanzkreisläufe ein hohes Risiko dar. Die ebenfalls in 
diese Netze eingebundenen schweizerischen Tochtergesellschaften oder Zweig-
niederlassungen ausländischer Gesellschaften weisen ein noch höheres Risiko auf als 
die Aktiengesellschaften, weil ihre Gründung weniger strikten Kontrollen unterliegt. 
Wie die übrigen schweizerischen kaufmännischen Rechtsformen werden sie meist 
dazu benutzt, um Gelder aus Betrug ï nicht aus Korruption ï zu waschen. Schliesslich 
unterstreicht der Bericht, dass Schweizer Sitzgesellschaften eine deutlich höhere, 
jedoch im Vergleich zu ausländischen Sitzgesellschaften weniger intensive 
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Gefährdung darstellen Die Gefährdung aufgrund der involvierten ï schweizerischen 
oder ausländischen ï Sitzgesellschaften lenkt das Augenmerk auf die Rolle der 
Anwälte, Notare und Treuhänder, die die Gesellschaften bei der Gründung und 
Verwaltung beraten. 

Der Bericht beleuchtet das Risiko, das diese Berufe wegen ihrer Nichtunterstellung 
unter das Bundesgesetz über die Geldwäscherei und die Terrorismusfinanzierung 
(GwG) darstellen. Dies hat zur Folge, dass für diese Berufe weniger strenge 
Sorgfaltspflichten gelten als für die Finanzintermediäre, obwohl in den meisten Fällen 
ein Teil ihrer Tätigkeiten der Finanzintermediation zugerechnet wird und folglich dem 
GwG untersteht. Ebenso wenig sind die Berater für die Unternehmensgründung und -
verwaltung für Dritte der Meldepflicht von Verdachtsfällen unterstellt. 

Mehrere Faktoren verringern das mit schweizerischen kaufmännischen Rechtsträgern 
und mit Beratungstätigkeiten bei der Unternehmensgründung und -verwaltung 
verbundene GW/TF-Risiko. Dazu gehören namentlich die Sorgfaltspflichten der 
Finanzintermediäre, das besondere Augenmerk, das die Gerichtsbehörden ganz 
allgemein auf die Gesellschaften richten, und die Massnahmen, die den 
schweizerischen Gesellschaften auferlegt werden, insbesondere die Anforderungen 
an ihre Gründung und Eintragung ins Handelsregister, für die sie detaillierte 
Unterlagen zu ihren wirtschaftlich Berechtigten vorlegen müssen. Das GW/TF-Risiko 
in Verbindung mit ausländischen Gesellschaften wird durch die internationale 
Zusammenarbeit der Gerichtsbehörden und der Meldestelle für Geldwäscherei 
(MROS) mit ihren Partnerbehörden im Ausland deutlich abgeschwächt. Schliesslich 
sehen mehrere laufende Gesetzesvorhaben bzw. anstehende Vernehmlassungen 
merkliche Verbesserungen vor. So sollte namentlich Folgendes in Kraft treten: eine 
strengere Gesetzgebung über die Beratungstätigkeiten bei der Unternehmens-
gründung und -verwaltung, die Aufhebung des Steuerstatus, das der Existenz 
schweizerischer Sitzgesellschaften zugrunde liegt, ein erleichterter Zugang der 
Behörden zu den Aktienbüchern der Gesellschaften und weitere Massnahmen zur 
Erleichterung des internationalen Austausches von Finanzinformationen. 
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Einleitung 

Hintergrund und Ziele des Berichts 

Im Juni 2015 hat der Bundesrat den ersten Bericht über die nationale Beurteilung der 
Geldwäscherei- und Terrorismusfinanzierungsrisiken in der Schweiz zur Kenntnis 
genommen. Der Bericht der nationalen Risikoanalyse, das National Risk Assessment 
(NRA), stellt die erste sektorübergreifende Gesamtbeurteilung der Geldwäscherei- und 
Terrorismusfinanzierungsrisiken in der Schweiz dar.1 Er zeigt auf, dass die Schweiz 
nicht von Finanzkriminalität verschont bleibt und dass auch hierzulande Erträge aus 
mehrheitlich im Ausland begangenen Straftaten gewaschen werden. Mit der 
Veröffentlichung des NRA-Berichts setzt der Bundesrat die revidierten Empfehlungen 
1 und 2 der Groupe dôAction Financi¯re (GAFI) um. Diese Empfehlungen halten die 
Länder dazu an, ein Instrument zur effizienten Bekämpfung der Geldwäscherei und 
der Terrorismusfinanzierung einzuführen. Der NRA-Bericht ist Bestandteil dieses 
Instrumentariums. Er zielt darauf ab, Geldwäscherei- und Terrorismusfinanzierungs-
risiken in der Schweiz zu identifizieren, gezielte Gegenmassnahmen einzuleiten und 
deren Effizienz in regelmässigen Abständen zu überprüfen (identify and assess money 
laundering and terrorism financing risks on an ongoing basis)2. Mit der Publikation des 
NRA-Berichts ist der Prozess der nationalen Risikoanalyse jedoch nicht 
abgeschlossen. Um längerfristig den Empfehlungen der GAFI zu entsprechen und um 
die Wirksamkeit des schweizerischen Dispositivs den neuen Gefährdungen anzu-
passen, werden weitere gezielte Analysen erarbeitet. 

Aus dieser Sicht will der vorliegende Bericht das Geldwäscherei- und Terrorismus-
finanzierungsrisiko (GW/TF-Risiko) evaluieren, das gewinnorientierte Rechtsträger 
aufweisen. Seit beinahe 20 Jahren weisen mehrere wissenschaftliche Studien und 
Berichte internationaler Organisationen auf die mögliche Gefährdung hin, die von den 
juristischen Personen in Bezug auf die Geldwäscherei ausgeht.3 Darin wurden die 
wichtigsten damit verbundenen Gefährdungen aufgezeigt, an erster Stelle die 
Möglichkeit, Gesellschaftsvehikel zu gebrauchen, um die Identität der der an den 
eingebrachten Vermögenswerten wirtschaftlich Berechtigten zu verschleiern. Aus 
diesem Grund werden die Staaten in den Empfehlungen der GAFI ausdrücklich 
aufgefordert, die erforderlichen Massnahmen zu ergreifen, um insbesondere die 
Identität der wirtschaftlich Berechtigten der juristischen Personen abzuklären und die 
natürlichen Personen zu identifizieren, die die wirtschaftlich berechtigten Personen 
sind.4 So gesehen stellen die Sitzgesellschaften ï d.h. Gesellschaften ohne reale 
wirtschaftliche oder kaufmännische Tätigkeit, die sich auf die Vermögensverwaltung 
beschränken und häufig als Strohmänner in ausländischen Jurisdiktionen ansässig 
sind ï ein besonders hohes Intransparenzrisiko. Solche Gesellschaften bieten 
bisweilen legale und legitime Vorteile, ermöglichen es aber dank der weitgehenden 

                                                
1 KGGT, «Bericht über die nationale Beurteilung der Geldwäscherei- und Terrorismusfinanzierungsrisiken in der 
Schweiz (NRA-Bericht)», 2015, www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/39965.pdf 
2 Financial Action Task Force (FATF), National Money Laundering and Terrorist Financing Risk Assessment, 2013, 
S. 6. 
3 OECD, Behind the corporate veil. Using corporate entities for illicit purposes, 2001; GAFI, The misuse of corporate 
vehicles, including trust and company service providers, 13. Oktober 2006; ETZONI, Amitai und MITCHELL, Derek, 
«Corporate crime», in PONTELL, Henry N. und GEIS, Gilbert (Hrsg.), International Handbook of White-Collar and 
Corporate Crime, New York, Springer, 2007, S. 187-199; GAFI und GAFIC, Money laundering using trust and 
company service providers, Oktober 2010; Coll., The Puppet Masters. How the corrupt use legal structures to hide 
stolen assets and what to do about it, Washington, The Stolen Asset Recovery Initiative, the World Bank und 
UNODC, 2011; GAFI, Transparency and beneficial ownership, Oktober 2014; DEGOS, Jean-Guy, «Le blanchiment 
de lôargent sale et de lôargent noir: un risque ¨ cerner et ¨ anticiper par les entreprises de toutes taillesè, in 
Hypothèses, 03.07.2016, http://fraudmeshs.hypotheses.org/82, abgerufen am 13.10.2016. 
4 GAFI, Transparency and beneficial ownership, cit. 

http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/39965.pdf
http://fraudmeshs.hypotheses.org/82
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Diskretion, die sie den tatsächlich Begünstigten gewährleisten, auch, Steuern zu 
hinterziehen und manchmal, Gelder krimineller Herkunft zu waschen. 

Im April 2016 lenkten die Enthüllungen der Panama Papers das öffentliche Interesse 
auf die Sitzgesellschaften und deckten das Problem der Beratung für die Schaffung 
solcher «Offshore»-Gesellschaften auf. Häufig werden diese von Intermediären wie 
Treuhändern, Wirtschaftsanwälten, Banken oder Vermögensverwaltern im Namen von 
anonym bleibenden Klienten gegründet; so hatte die panamaische Anwaltskanzlei 
Mossack Fonseca zahlreiche Gesellschaften gegründet, ohne deren wirtschaftlich 
Berechtigte zu kennen5. Auf internationaler Ebene führte dies zu erhöhter 
Aufmerksamkeit, um die Transparenz der juristischen Personen und der rechtlichen 
Konstrukte sowie die Identifizierung der tatsächlich Begünstigten zu gewährleisten. Ein 
Beweis dafür ist die prioritäre Behandlung dieser Frage in der G20 und in den Arbeiten 
von Organisationen wie der GAFI oder der OECD (Standard Setters). 

Wie der Bericht über die nationale Risikobeurteilung von 2015 bereits generell zeigte, 
weist auch die Schweiz im Zusammenhang mit den juristischen Personen eine 
gewisse Verwundbarkeit für das GW/TF-Risiko auf.6 Allerdings fehlte bis heute eine 
detaillierte Analyse dazu. Diese Lücke wurde im Übrigen im Länderbericht (MER) zur 
Schweiz (2016) betont.7 Die Empfehlung 24 des Berichts stellt fest, dass die Analyse 
der Risikoexposition der einzelnen Kategorien von in der Schweiz errichteten 
juristischen Personen mangelhaft ist, weil eine solche schlichtweg fehlt. Der Bericht 
empfiehlt der Schweiz ausserdem, die Risiken der Ansiedlung in Offshore-Zentren 
oder nicht kooperierenden Ländern sowie die Rolle der Finanzintermediäre, die an der 
Errichtung dieser Konstrukte beteiligt sind (vor allem Privatbanken und Treuhänder), 
für in der Schweiz errichtete juristische Personen zu untersuchen. Zudem heisst es im 
Bericht: Um die Tätigkeiten der Anwälte, Notare und Treuhänder im Zusammenhang 
mit der Gründung von juristischen Personen und Rechtsstrukturen den 
Sorgfaltspflichten zu unterstellen, sollte die Schweiz den Geltungsbereich des 
Geldwäschereigesetzes (GwG)8 auf die von den GAFI-Standards abgedeckten nicht 
finanziellen Tätigkeiten ausweiten.9 Die GAFI-Empfehlung 22 zur Unterstellung der 
juristischen Berufe und der Treuhänder unter das GwG ist sehr weit gefasst: Sie deckt 
alle in- und ausländischen juristischen Personen sowie die Rechtskonstrukte ab.  

Das vorliegende Dokument verfolgt demnach ein doppeltes Ziel. Erstens soll es den 
am 28. Juni 2017 veröffentlichten, spezifisch den Non-Profit-Organisationen 
gewidmeten Bericht ergänzen, indem er sich eingehend mit den kaufmännischen 
Rechtsträgern und dem von ihnen für die Schweiz ausgehenden GW/TF-Risiko 
befasst. Des Weiteren soll die Involvierung von Anwälten, Treuhändern und anderen 
Erbringern von Beratungsdienstleistungen zur Gründung und Verwaltung von 
schweizerischen und ausländischen Gesellschaften, darunter Sitzgesellschaften und 
namentlich ausländische Rechtsstrukturen wie Trusts, untersucht werden.  

                                                
5 Diese anonymen wirtschaftlich Berechtigten erscheinen in der Datenbank des unabhängigen 
Journalistenkonsortiums ICIJ unter der Bezeichnung «bearer»: https://offshoreleaks.icij.org/pages/howtouse. Siehe 
auch OBERMAYER, Bastian und OBERMAIER, Frederick, Le secret le mieux gardé du monde. Le roman vrai des 
Panama papers, Paris, Le Seuil, 2016. 
6 KGGT, «Bericht über die nationale Beurteilung der Geldwäscherei- und Terrorismusfinanzierungsrisiken in der 
Schweiz (NRA-Bericht)», 2015, www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/39965.pdf 
7 https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/46553.pdf.  
8 Bundesgesetz über die Bekämpfung der Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung vom 10. Oktober 1997 
(GwG, SR 955.0). 
9 Siehe Empfehlung 22 der GAFI.  

https://offshoreleaks.icij.org/pages/howtouse
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/39965.pdf
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/46553.pdf
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Die Analyse orientiert sich an der Methodik, die in den Berichten der GAFI und der 
Weltbank, der Stolen Recovery Asset Initiative und des UNODC empfohlen wird.10 
Dabei wird der Überblick über die verschiedenen im Schweizer Recht anerkannten 
Rechtsformen kaufmännischer Rechtsträger mit einer Analyse der GW/TF-Risiken 
verbunden, die nicht nur von schweizerischen kaufmännischen Rechtsträgern, 
sondern auch von ausländischen Gesellschaften, die das Schweizer Finanzsystem 
nutzen, ausgehen können.  

Nach der Beschreibung der einzelnen schweizerischen kaufmännischen Rechtsträger 
(Ziff. 1) befasst sich die Studie zunächst mit der Untersuchung der 
Verdachtsmeldungen der Schweizer Finanzintermediäre an die MROS (Ziff. 2, 3 und 
4). Diese bilden einen kompletten Datenbestand, der es ermöglicht, die Geldwäsche-
reiphänomene in quantitativer Hinsicht zu erfassen. Zwischen 2006 und 2015 waren 
19ô005 juristische Personen direkt oder indirekt in die 13ô062 an die MROS gerichteten 
Verdachtsmeldungen betreffend GW/TF involviert; dies entspricht ziemlich genau 
einem Drittel aller dort aufgeführten Namen. Da sich nicht ganz genau eruieren lässt, 
welche Rolle alle diese juristischen Personen in den gemeldeten Verdachtsfällen 
spielen, wurde der Datenbestand auf die kaufmännischen Rechtsträger beschränkt, 
die als Vertragsparteien (VP) oder wirtschaftlich Berechtige (wB) an den von den 
Meldungen betroffenen Geschäftsbeziehungen beteiligt sind. Bis zum Inkrafttreten des 
GAFI-Gesetzes11, das die Feststellung der Personen, welche eine operativ tätige 
Gesellschaft beherrschen, mit dem «K-Formular»12 vorschreibt, konnten die 
meldenden Finanzintermediäre bis zum 1. Januar 2016 eine operativ tätige 
Gesellschaft als wirtschaftlich Berechtigte bezeichnen, ohne die natürlichen Personen, 
die daran wirtschaftlich berechtigt sind, zu kennen. Dies ist heute nicht mehr der Fall; 
wie im Folgenden noch ausführlicher dargestellt wird, sind jedoch die allermeisten in 
dieser Studie untersuchten kaufmännischen Rechtsträger nicht als wirtschaftlich 
Berechtigte, sondern als Vertragsparteien involviert. Im Übrigen musste der 
untersuchte Zeitraum auf drei nicht so weit zurückliegende Geschäftsjahre ï 2013, 
2014 und 2015 ï begrenzt werden. Dadurch verliert die Analyse der langfristigen 
Trendentwicklung zwar unweigerlich an Relevanz; es ermöglicht aber auch, die 
aktuellen Risiken und Verwundbarkeiten besser zu erfassen, um angemessene 
Gegenmassnahmen vorzubereiten.  

In den oben aufgeführten Jahren wurden 6135 natürliche und juristische Personen als 
Vertragsparteien (VP) von oder wirtschaftlich Berechtigte (wB) an Geschäfts-
beziehungen identifiziert, die der MROS als verdächtig gemeldet wurden. Von diesen 
6135 wB und VP handelt es sich bei 1808 um Rechtsträger. Darunter befinden sich 
sowohl Handelsgesellschaften als auch gemeinnützige Vereine. Um die Ersteren, die 
Gegenstand der Untersuchung sind, abzugrenzen, wurden die 58 erfassten Vereine 
und Stiftungen aus dem Datenbestand von 1808 Elementen herausgenommen. Durch 
diese Abgrenzung ergibt sich der aktuelle Datenbestand von 1750 kaufmännischen 
Rechtsträgern, von denen mit Sicherheit bekannt ist, dass sie entweder VP oder wB 
der als verdächtig gemeldeten Konten waren. Dank der statistischen Analyse der 
Datenbank, die durch Fallanalysen ergänzt wird, welche auch qualitative Ergebnisse 
liefern, lassen sich die Risiken und Verwundbarkeiten für GW/TF, die die 

                                                
10; Coll., The Puppet Mastersé, Zit., S. 8-9; GAFI, Transparancy and beneficial ownership, Zit., S. 13. 
11 Bundesgesetz zur Umsetzung der 2012 revidierten Empfehlungen der Groupe dôaction financière vom 
12. Dezember 2014 (AS 2015 1389). 
12 Ausgenommen börsenkotierte Gesellschaften, für welche die wB, d.h. die Aktionäre, nicht angegeben werden 
müssen. GwG Art. 2a Abs. 3. Siehe dazu auch die Entwicklung der Vereinbarung über die Standesregeln zur 
Sorgfaltspflicht der Banken (VSB) 2016, Art. 20 Abs. 2. 
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kaufmännischen Rechtsträger für den Schweizer Finanzplatz bedeuten, besser 
einschätzen.  

Um dieses Ziel zu erreiche, wurden die unterschiedlichen Rechtsformen der 
schweizerischen kaufmännischen Rechtsträger, die Gegenstand einer Meldung an die 
MROS waren, analysiert, um die GW/TF-Gefährdungen in der Schweiz evaluieren zu 
können. Analysiert wurden sie in Bezug auf die allgemeinen Eigenschaften ihres 
Bestands und anhand der fünf im NRA-Bericht gestützt auf die GwV-FINMA13 
identifizierten Risikofaktoren, die da sind: Involvierung einer politisch exponierten 
Person (PEP), Anzahl der in die Geschäftsbeziehung involvierten Personen, Höhe der 
Beträge, Involvierung einer Sitzgesellschaft und Länderrisiko. Zweitens wurden die 
wichtigsten ausländischen Rechtsformen, die der MROS von den Finanzintermediären 
gemeldet werden, nach dem oben genannten Fragebogen geprüft, bevor sie drittens 
mit Schweizer Unternehmen ï ohne Unterscheidung nach Rechtsformï verglichen 
wurden. Dabei wurde eine im Rahmen des NRA-Berichts entwickelte Formel 
angewandt, die das Verhältnis zwischen maximalem und effektivem, den analysierten 
Sektoren innewohnenden Risiko ausdrückt. So lässt sich das Risiko der einzelnen 
kaufmännischen Rechtsformen mit einer Zahl auf einer Skala von 1 bis 5 
zusammenfassen.14 Diese Methode vermittelt ein genaues Bild des GW/TF-Risikos, 
das die verschiedenen Rechtsformen der ausländischen und schweizerischen 
kaufmännischen Rechtsträger für den Finanzplatz Schweiz bedeuten. Ergänzend wird 
die gesetzliche Regulierung der nicht dem GwG unterstellten Beratungstätigkeiten für 
die Gründung und Verwaltung von Gesellschaften präsentiert (Ziff. 5). Viertens werden 
die Bemühungen des Gesetzgebers und der Behörden in der Schweiz zur 
Bekämpfung dieses Risikos beschrieben. Das Inkrafttreten des GAFI-Gesetzes am 
1. Juli 2015 und 1. Januar 2016 brachte weitreichende Verbesserungen des 
Schweizer Systems zur Bekämpfung der von kaufmännischen Rechtsträgern 
ausgehenden Finanzkriminalität. Der Bericht stellt diese Verbesserungen vor und gibt 
einige Empfehlungen ab, wie die Wirksamkeit des Dispositivs zur Bekämpfung des 
GW/TF-Risikos erhöht werden kann. 

  

                                                
13 Verordnung der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht über die Verhinderung von Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung im Finanzsektor vom 3. Juni 2015 (GwV-FINMA, SR 955.033.0). 
14 Für eine detailliertere Beschreibung dieser Methode und der Formel zur Risikoberechnung siehe NRA-Bericht 
2015, S. 126 ff. 
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1. Übersicht über die kaufmännischen Rechtssubjekte in der 
Schweiz 

Der vorliegende Bericht untersucht sämtliche Rechtssubjekte, die in der Schweiz eine 
kaufmännische Tätigkeit ausüben können: schweizerische oder ausländische 
Rechtsträger mit oder ohne Rechtspersönlichkeit. Das Schweizer Privatrecht kennt 
eine begrenzte Zahl zulässiger Gesellschaftsformen: einfache Gesellschaft, 
Kollektivgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Aktiengesellschaft (AG), Kommandit-
aktiengesellschaft, Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH), Genossenschaft, 
Verein, Investmentgesellschaft mit variablem Kapital (SICAV) und Kommandit-
gesellschaft für kollektive Kapitalanlagen (KmGK). Zu erwähnen ist auch die 
Investmentgesellschaft mit festem Kapital (SICAF), wobei es sich nicht um eine 
eigenständige Rechtsform handelt, sondern um eine Aktiengesellschaft, deren 
ausschliesslicher Zweck die kollektive Kapitalanlage ist.15 Nicht alle Formen von 
kaufmännischen Rechtsträgern begründen eine eigene Rechtspersönlichkeit. Die 
einfache Gesellschaft, die Kollektivgesellschaft, die Kommanditgesellschaft und die 
Kommanditgesellschaft für kollektive Kapitalanlagen sind keine juristischen Personen. 
Das Schweizer Privatrecht kennt noch zwei weitere Arten von juristischen Personen, 
die jedoch im vorliegenden Bericht nicht untersucht werden, nämlich den Verein und 
die Stiftung. Diese beiden Rechtsformen sind grundsätzlich gemeinnützig; deshalb 
wurden sie im Bericht über die Analyse der Risiken bei NPO behandelt. Im Übrigen 
können Einzelunternehmen, die weder juristische Personen noch Gesellschaften sind, 
in der Schweiz ein Unternehmen in kaufmännischer Art führen und sich ins 
Handelsregister eintragen lassen. Die nach ausländischem Recht errichteten 
Rechtsträger können in der Schweiz direkt oder über eine Zweigniederlassung tätig 
werden. Ausserhalb des Privatrechts existieren im Schweizer Recht weitere 
Klassifizierungen. Die Gesetzgebung zur Bekämpfung der Geldwäscherei 
unterscheidet insbesondere zwischen Sitzgesellschaften und operativ tätigen 
Gesellschaften. 

1.1. Aktiengesellschaft (AG) 

Art. 620-763 OR16 

Die AG ist eine Kapitalgesellschaft, die über ein im Voraus festgelegtes, in Aktien 
teilbares Aktienkapital verf¿gt. Die AG ist in der Schweiz mit 222ô926 
Handelsregistereinträgen am 1. Januar 2017 die häufigste Rechtsform bei 
Kapitalgesellschaften. Das Mindestkapital der AG beträgt CHF 100ô000. Es existieren 
Namen- und Inhaberaktien. Für die Verbindlichkeiten der AG haftet nur das 
Gesellschaftsvermögen. Die Gründung einer AG erfordert eine öffentliche 
Beurkundung und einen Eintrag ins Handelsregister. Als juristische Person entsteht 
eine AG erst mit dem Eintrag ins Handelsregister. Der Eintrag muss insbesondere die 
Namen der Verwaltungsratsmitglieder und der anderen Vertretungsbevollmächtigten 
mit Angabe ihres Wohnsitzes und ihrer Staatsbürgerschaft enthalten. Die Organe der 
Aktiengesellschaft sind: die Generalversammlung, der Verwaltungsrat und die 
Revisionsstelle, es sei denn, die Gesellschaft hat auf die eingeschränkte Revision 
verzichtet. Bei der Revisionsstelle handelt es sich um ein unabhängiges Organ, das 
die Buchhaltung jährlich auf ihre Richtigkeit prüft und darüber einen Bericht zu Handen 
der Generalversammlung verfasst. Die AGs sind zur Führung einer Buchhaltung und 
zur Vorlage einer Rechnung gemäss den im Obligationenrecht definierten Regeln 
                                                
15 Meier-Hayoz Arthur/Forstmoser Peter, Schweizerisches Gesellschaftsrecht, Bern 2015, § 22 N. 131. 
16 Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuchs vom 30. März 1911 (Fünfter 
Teil: Obligationenrecht) (OR, SR 220). 
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verpflichtet. Die Jahresrechnung wird nicht beim Handelsregister hinterlegt. Nur die 
börsenkotierten Gesellschaften sind verpflichtet, ihre Jahresrechnung im 
Schweizerischen Handelsamtsblatt (SHAB) zu veröffentlichen. Die übrigen 
Gesellschaften müssen Personen, die ein schutzwürdiges Interesse geltend machen, 
Einsicht in ihre Rechnung gewähren. Publikumsgesellschaften und Gesellschaften, die 
zur Erstellung einer Konzernrechnung verpflichtet sind, müssen in jedem Fall eine 
ordentliche Revision durchführen. Daneben unterliegen die (übrigen) AGs, die in zwei 
aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren zwei der folgenden Schwellenwerte 
überschreiten, der ordentlichen Revision ihrer Jahresrechnung durch eine 
Revisionsstelle: Bilanzsumme von CHF 20 Mio., Umsatz von CHF 40 Mio. oder 250 
Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt. Sind die Voraussetzungen für eine ordentliche 
Revision nicht gegeben, so muss die Gesellschaft ihre Jahresrechnung durch eine 
Revisionsstelle eingeschränkt prüfen lassen. Mit der Zustimmung aller Aktionäre 
können die Gesellschaften auch ganz auf die Revision der Rechnung verzichten, wenn 
sie im Jahresdurchschnitt weniger als zehn Personen beschäftigen (Opting-out). Die 
AGs greifen regelmässig auf das Opting-out zurück. Rund zwei Drittel der neu 
errichteten AGs verfügen nicht über eine im Handelsregister eingetragene 
Revisionsstelle. Die AGs sind verpflichtet, ein Verzeichnis der Namenaktien und seit 
dem 1. Juli 2015 eine Liste der Inhaberaktionäre mit Namen und Adresse der 
Aktieneigentümer zu führen. Zur Bewältigung der mit den Inhaberaktien verbundenen 
Risiken, die von mehreren Stellen als eine der grössten GW/TF-Gefährdungen im 
Unternehmensbereich angeprangert wurden17, muss jede Änderung im Aktien-
eigentum der Gesellschaft gemeldet werden; diese führt eine Liste der wirtschaftlich 
Berechtigten an Aktien, die Aktien- oder Stimmrechtsanteile von über 25% halten. 
Verstösse gegen diese Vorschrift führen zur Aufhebung der Aktionärsrechte durch die 
Generalversammlung. Gesellschaften, deren Aktien an der Börse kotiert oder als 
Bucheffekten ausgestaltet sind, sind nicht zur Führung eines Verzeichnisses der 
Inhaberaktionäre und der wirtschaftlich Berechtigten verpflichtet. Jede AG muss durch 
mindestens eine Person mit Wohnsitz in der Schweiz vertreten sein können. Diese 
muss Einsicht in das Aktienbuch, in die Liste der gemeldeten Inhaberaktionäre sowie 
in die Liste der wirtschaftlich Berechtigten erhalten, es sei denn, Letztere wird von 
einem dafür ernannten Finanzintermediär geführt. 

1.2. Kommanditaktiengesellschaft  

Art. 764-771 OR 

Bei der Kommanditaktiengesellschaft handelt es sich im Wesentlichen um eine AG, 
bei der mindestens ein Aktionär mit seinem Vermögen unbeschränkt und solidarisch 
für die Verbindlichkeiten der Unternehmung haftet ï wie ein Gesellschafter einer 
Personengesellschaft. Auch die Kommanditaktiengesellschaft muss ins 
Handelsregister eingetragen werden. Am 1. Januar 2017 wurden in der Schweiz nur 
10 Kommanditaktiengesellschaften gezählt. 

1.3. Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) 

Art. 772-827 OR 

Die GmbH ist eine personenbezogene Kapitalgesellschaft. Mit ¿ber 178ô594 im 
Handelsregister eingetragenen GmbHs am 1. Januar 2017 steht diese Rechtsform der 
Kapitalgesellschaft in der Schweiz an zweiter Stelle hinter der AG. Das 
Gesellschaftskapital der GmbH beträgt mindestens CHF 20ô000. F¿r die 

                                                
17 COLL., The Puppet Mastersé, Zit., S. 39-44; GAFI, Transparency and beneficial ownership, Zit., S. 15-17. 
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Verbindlichkeiten der Gesellschaft haftet grundsätzlich allein das 
Gesellschaftsvermögen. Die Statuten können jedoch eine Nachschusspflicht der 
Gesellschafter vorsehen. Die Übertragung von Stammanteilen einer GmbH muss in 
schriftlicher Form erfolgen und erfordert grundsätzlich die Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung. Eine GmbH entsteht erst mit dem Eintrag ins 
Handelsregister. Wie bei der AG muss die Gründung öffentlich beurkundet werden. 
Der Handelsregistereintrag muss insbesondere die persönlichen Angaben zu allen 
Gesellschaftern (bei juristischen Personen oder Handelsgesellschaften den 
Firmennamen und den Sitz), die Höhe ihrer jeweiligen Anteile sowie die persönlichen 
Angaben zu den Verwaltungsratsmitgliedern und anderen Vertretungsbevoll-
mächtigten enthalten. Die Organe der GmbH sind: die Gesellschafterversammlung, 
die Geschäftsführung mit mindestens einem Mitglied und die Revisionsstelle, es sei 
denn, die Gesellschaft verzichtet auf die eingeschränkte Revision. Die GmbHs sind 
gleich wie die AGs zur Buchführung und zur Prüfung ihrer Jahresrechnung durch eine 
Revisionsstelle verpflichtet. Fast 90% der neu gegründeten GmbHs verzichten per 
Opting-Out-Beschluss auf die Einsetzung einer Revisionsstelle. Die GmbHs sind 
verpflichtet, ein Stammkapitalverzeichnis mit Angabe von Namen und Adresse der 
Eigentümer zu führen; darüber hinaus müssen die Gesellschafter im Handelsregister 
eingetragen sein. Seit dem 1. Juli 2015 gilt auch für die GmbHs die Pflicht zur Führung 
einer Liste der wirtschaftlich Berechtigten an Stammanteilen, die mehr als 25% der 
Stammkapital- oder Stimmrechtsbeteiligung ausmachen. Jede GmbH muss durch 
mindestens eine Person mit Wohnsitz in der Schweiz vertreten sein können. Diese 
muss Einsicht in das Verzeichnis der Gesellschafter und der wirtschaftlich 
Berechtigten erhalten. Alle Belege für den Eintrag einer Person ins Stammkapital-
verzeichnis müssen während zehn Jahren nach der Streichung aufbewahrt werden. 

1.4. Genossenschaft 

Art. 828-926 OR 

Die Genossenschaft ist eine als Körperschaft organisierte Verbindung einer nicht 
geschlossenen Zahl von Personen oder Handelsgesellschaften, die in der Hauptsache 
die Förderung oder Sicherung wirtschaftlicher Interessen ihrer Mitglieder in 
gemeinsamer Selbsthilfe bezweckt. Zur Gründung einer Genossenschaft braucht es 
mindestens sieben natürliche Personen oder Handelsgesellschaften. Das 
Gesellschaftskapital ist fakultativ und existiert nur, sofern die Statuten dies vorsehen. 
Unter Vorbehalt anderslautender Statutenbestimmungen haftet die Genossenschaft 
nur mit dem Gesellschaftsvermögen für Gesellschaftsschulden. Am 1. Januar 2017 
waren 8ô855 Genossenschaften im Handelsregister eingetragen. Als juristische Person 
entsteht eine Genossenschaft erst mit dem Eintrag ins Handelsregister. Der Eintrag 
muss insbesondere Namen, Wohnsitz und Staatsangehörigkeit der Verwaltungs- und 
Vertretungsbeauftragten der Gesellschaft aufführen. Eine notarielle Urkunde ist 
dagegen nicht erforderlich. Die Organe der Genossenschaft sind: die General-
versammlung, die Verwaltung und die Revisionsstelle, es sei denn, die Gesellschaft 
verzichtet auf die eingeschränkte Revision. Die Genossenschaften sind gleich wie die 
AGs zur Buchführung und zur Prüfung ihrer Jahresrechnung durch eine 
Revisionsstelle verpflichtet. Genossenschaften müssen eine Genossenschafterliste 
mit Angabe von Namen und Adresse der einzelnen Genossenschafter führen. Falls 
die Genossenschaft eine unbeschränkte oder beschränkte persönliche Haftung 
vorsieht, muss eine Liste der Genossenschafter beim Handelsregisteramt hinterlegt 
werden. Diese Liste ist allgemein einsehbar. Jede Genossenschaft muss durch eine 
Person mit Wohnsitz in der Schweiz, die Einsicht in das Genossenschafterverzeichnis 
hat, vertreten sein können. 
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1.5. Investmentgesellschaft mit variablem Kapital (SICAV) 

Art. 36-42 KAG18 

Die SICAV ist eine Gesellschaft, deren Kapital und Anzahl Aktien nicht im Voraus 
bestimmt sind, deren Kapital in Unternehmer- und Anlegeraktien aufgeteilt ist, für 
deren Verbindlichkeiten nur das Gesellschaftsvermögen haftet und deren 
ausschliesslicher Zweck in der kollektiven Kapitalanlage besteht. Die Gründung einer 
SICAV richtet sich nach den Bestimmungen des Obligationenrechts über die 
Gründung einer AG; ausgenommen sind die Bestimmungen über die Sacheinlagen, 
die Sachübernahmen und die besonderen Vorteile (Art. 37 KAG). Am 1. Januar 2017 
waren nur 14 SICAV im Handelsregister eingetragen. 

1.6. Einzelunternehmen 

Das Einzelunternehmen besitzt nach Schweizer Recht keine von seinem Inhaber 
getrennte, eigenständige Rechtspersönlichkeit19. Das Einzelunternehmen entsteht 
durch die Aufnahme einer selbstständigen, auf dauernden Erwerb gerichteten 
wirtschaftlichen Tätigkeit durch eine natürliche Person. Der Eintrag ins Handelsregister 
ist für das Einzelunternehmen nicht rechtsbegründend, aber ab einem Jahresumsatz 
von CHF 100ô000 obligatorisch. Am 1. Januar 2017 waren 157ô620 Einzelunter-
nehmen im Handelsregister eingetragen; allerdings ist davon auszugehen, dass 
zahlreiche Einzelunternehmen der Eintragungspflicht nicht nachkommen. Der Inhaber 
übernimmt die unbeschränkte persönliche Haftung und trägt das volle Gewinn- und 
Verlustrisiko. Das Einzelunternehmen muss über eine physische Adresse in der 
Schweiz verfügen. 

1.7. Kollektivgesellschaft 

Art. 552-593 OR 

Die Kollektivgesellschaft ist eine Gesellschaft, in der zwei oder mehrere natürliche 
Personen ohne Beschränkung ihrer Haftung gegenüber den Gesellschaftsgläubigern 
sich zum Zwecke vereinigen, unter einer gemeinsamen Firma ein Unternehmen nach 
kaufmännischer Art zu betreiben. Die Kollektivgesellschaft hat keine Rechtspersön-
lichkeit, ist aber Trägerin von Rechten und Pflichten. Die Kollektivgesellschaft entsteht 
durch die Aufnahme einer selbstständigen, auf dauernden Erwerb gerichteten 
wirtschaftlichen Tätigkeit durch zwei oder mehrere Personen; es ist kein Kapital 
erforderlich, doch die Gesellschafter haben Einlagen zu leisten. Die Kollektiv-
gesellschaft besteht unabhängig vom Eintrag ins Handelsregister, der indessen 
obligatorisch ist. Am 1. Januar 2017 waren 11ô386 Kollektivgesellschaften im 
Handelsregister eingetragen (womöglich entspricht diese Zahl nicht der genauen 
Anzahl Kollektivgesellschaften). Hinsichtlich der Buchführung unterliegt die 
Kollektivgesellschaft den gleichen Regeln wie das Einzelunternehmen und ist wie 
dieses nicht verpflichtet, ihren Jahresabschluss von einer Revisionsstelle prüfen zu 
lassen. Die Kollektivgesellschaft besitzt kein eigenes Vermögen; das Gesellschafts-
vermögen ist das Eigentum der Gesellschafter, die die Kollektivgesellschaft verwalten 
und ihre Gewinne und Verluste tragen. In erster Linie haftet die Gesellschaft für ihre 

                                                
18 Bundesgesetz über die kollektiven Kapitalanlagen vom 23. Juni 2006 (KAG, SR 951.31). 
19 Das Einzelunternehmen ist nicht speziell in einem Titel des OR geregelt. Das OR und die HRegV legen für den 
Inhaber eines Einzelunternehmens nur die grundsätzliche Pflicht zur Eintragung ins Handelsregister ab einem 
Umsatz von CHF 100ô000 (Art. 934 OR und 36 HRegV), die Anforderungen betreffend die Grundsätze der 
Firmenbildung (Art. 945 OR) und die Pflicht zur vereinfachten Buchführung oder in kaufmännischer Form 
entsprechend der Höhe (+/- CHF 500ô000) des Umsatzes des vorherigen Geschäftsjahrs fest (Art. 957 OR). 
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Schulden, doch subsidiär haften die Gesellschafter solidarisch. Ein Wohnsitz in der 
Schweiz für Gesellschafter und Geschäftsführer ist nicht vorgeschrieben. 

1.8. Kommanditgesellschaft 

Art. 594-619 OR 

Eine Kommanditgesellschaft ist eine Gesellschaft, in der zwei oder mehrere Personen 
sich zum Zwecke vereinigen, ein Unternehmen nach kaufmännischer Art zu führen, 
wobei wenigstens eine natürliche Person als unbeschränkt haftender Gesellschafter 
(Komplementär) sowie mindestens eine andere natürliche oder juristische Person als 
mit einem beschränkten Betrag (Kommanditsumme) haftender Gesellschafter 
(Kommanditär) fungiert. Die Kommanditgesellschaft besitzt keine eigene 
Rechtspersönlichkeit, ist aber Trägerin von Rechten und Pflichten. Die 
Kommanditgesellschaft entsteht durch die Aufnahme einer selbstständigen, auf 
dauernden Erwerb gerichteten wirtschaftlichen Tätigkeit durch mindestens zwei 
Personen, die ein differenziertes Haftungssystem vereinbart haben; es ist kein Kapital 
erforderlich, doch die Gesellschafter haben Einlagen zu leisten. Die 
Kommanditgesellschaft besteht unabhängig vom Eintrag ins Handelsregister (auch 
wenn die Haftungsbeschränkung ohne Eintrag gutgläubigen Dritten gegenüber nicht 
wirksam ist), wobei der Eintrag ï einschliesslich des Eintrags der Kommanditsumme 
ï allerdings obligatorisch ist. Am 1. Januar 2017 waren 1ô693 Kommanditgesell-
schaften im Handelsregister erfasst. Die Kommanditgesellschaft wird von ihren 
unbeschränkt haftenden Gesellschaftern verwaltet und vertreten. Es besteht keine 
Revisionspflicht. Die Kommanditgesellschaft verfügt nicht über eigenes Vermögen; ihr 
Vermögen gehört allen Gesellschaftern, die sich auch die Gewinne und Verluste teilen. 
Die Kommanditgesellschaft haftet in erster Linie für ihre Schulden, die Gesellschafter 
haften subsidiär: die unbeschränkt haftenden Gesellschafter solidarisch und 
unbegrenzt, der Kommanditär begrenzt. Hinsichtlich der Buchführung unterliegt die 
Kommanditgesellschaft den gleichen Pflichten wie das Einzelunternehmen. Ein 
Wohnsitz in der Schweiz für Gesellschafter oder Geschäftsführer ist nicht 
vorgeschrieben. 

1.9. Kommanditgesellschaft für kollektive Kapitalanlagen (KmGK) 

Art. 98-109 KAG 

Die KmGK ist eine Gesellschaft, deren ausschliesslicher Zweck die kollektive 
Kapitalanlage ist. Wenigstens ein Mitglied haftet unbeschränkt (Komplementär), die 
anderen Mitglieder (Kommanditäre) haften nur bis zu einer bestimmten Vermögens-
einlage (der Kommanditsumme). Die unbeschränkt haftenden Gesellschafter sind 
Aktiengesellschaften mit Sitz in der Schweiz. Die Kommanditäre sind qualifizierte 
Anleger nach KAG. Die Bestimmungen des Obligationenrechts über die 
Kommanditgesellschaft sind auf die KmGK anwendbar, ausser das KAG sieht 
ausdrücklich etwas anderes vor. 

1.10. Ausländische Gesellschaften in der Schweiz 

Parallel zu den schweizerischen privatrechtlichen Gesellschaften sind in unserem 
Land auch ausländische Gesellschaften tätig. Neben denjenigen, die in der Schweiz 
nur über ein Bankkonto verfügen, aber keine kaufmännische oder industrielle Tätigkeit 
ausüben, haben viele ausländische Handelsgesellschaften Zweigniederlassungen und 
Tochtergesellschaften errichtet. 
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Zweigniederlassungen sind lediglich ein Anhang der ausländischen Gesellschaften; 
sie haben dieselbe Rechtsform wie die Muttergesellschaft und können ohne sie nicht  
unabhängig existieren. Sie müssen kein Eigenkapital bilden und existieren vor dem 
Eintrag ins Handelsregister. Allerdings gelten für sie dieselben Vorschriften wie für die 
Schweizer Gesellschaften. So müssen sie am Ort, an dem sie sich befinden, im 
Handelsregister eingetragen sein, über einen in der Schweiz domizilierten, zur 
Einzelunterschrift berechtigten Vertreter verfügen und sind wie die Schweizer 
Gesellschaften verpflichtet, ihre Rechnung vorzulegen. Da sie aber nur einen 
ausgelagerten Teil einer ausländischen Gesellschaft bilden, ist diese für ihre 
schweizerische Zweigniederlassung verantwortlich.  

In Bezug auf die beiden letzten Aspekte unterscheidet sich die Tochtergesellschaft von 
der Zweigniederlassung. Die Tochtergesellschaft eines ausländischen Rechtsträgers 
ist eine Gesellschaft nach Schweizer Recht, deren Kapital ganz oder teilweise von 
einer Gesellschaft mit Sitz im Ausland gehalten wird. Abgesehen davon, dass sie ganz 
oder teilweise zu einer ausserhalb der Schweiz ansässigen Gesellschaft gehört, ist die 
Tochtergesellschaft eines ausländischen Rechtsträgers eine vollwertige Schweizer 
Gesellschaft und unterliegt denselben Vorschriften wie diese.  

Die Rechtsform des Trusts schliesslich ist in der Schweizer Rechtsordnung zwar nicht 
vorgesehen, aber die Schweiz hat das Haager Übereinkommen über das auf Trusts 
anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung mit Inkrafttreten für die Schweiz am 
1. Juli 2007 ratifiziert. In der Regel ist der Trust keine juristische Person. Seine 
Rechtsstruktur weist Parallelen sowohl zur Treuhand (Fiducia) als auch zur Stiftung 
auf und bezeichnet ein Rechtsverhältnis, bei dem bestimmte Vermögenswerte 
treuhänderisch auf eine oder mehrere Personen (Trustees) übertragen werden, die 
diese zum vom Treugeber (Settlor) vorgeschriebenen Zweck zu verwalten und 
verwenden haben. Dieses Ziel kann von allgemeiner Tragweite sein oder darin 
bestehen, eine bestimmte Person (Beneficiary) zu begünstigen. Zivilrechtliche besitzt 
der Trustee das vollständige Eigentumsrecht über das Trustvermögen welches jedoch 
von seinem eigenen getrennt zu verwalten ist.  

1.11.  Sitzgesellschaften 

Mehrere im Zivilgesetzbuch oder im Obligationenrecht anerkannte Rechtsformen 
können Sitzgesellschaften gemäss der Definition in der Rechtssetzung zur 
Bekämpfung der Geldwäscherei entsprechen (Art. 2 Bst. a GwV-FINMA). Es kann sich 
auch um ausländische Strukturen handeln. Diese Strukturen können verschiedenste 
in der Definition aufgeführte Formen annehmen (z.B. Gesellschaften, Stiftungen oder 
Trusts) und besitzen einen steuerlich privilegierten Status (Art. 28 Abs. 3 StHG20). Das 
Kernmerkmal der Sitzgesellschaften besteht darin, dass sie keine operative Tätigkeit 
durchführen: Sie üben also keine Handels-, Fabrikations- oder andere nach 
kaufmännischer Art geführte Tätigkeit aus. Im Jahr 2012 besassen 8604 
schweizerische Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Stiftungen einen den 
Sitzgesellschaften gewährten privilegierten kantonalen Steuerstatus. Diese Zahl ist bis 
2015 relativ stabil geblieben. Seit 2016 ist im Vorgriff auf die künftigen 
Gesetzesänderungen ein deutlicher Abwärtstrend erkennbar. Solche kantonale 
Steuerregimes sollen mit der Steuerreform «Steuervorlage 17» abgeschafft werden. 
Es ist geplant, dass das neue Bundesgesetz am 1. Januar 2020 in Kraft tritt. Den 

                                                
20 Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden vom 14. Dezember 
1990 (StHG, SR 642.14). 



Geldwäschereirisiken bei juristischen Personen  

 

Seite 17 von 105 

Kantonen wird eine Übergangsfrist eingeräumt werden, damit sie ihre Gesetze an die 
neuen Rahmenvorschriften des Bundes anpassen können. 

1.12.  Revidierte Gesetze : Übersicht 

Am 12. Dezember 2014 verabschiedeten die Eidgenössischen Räte das Bundes-
gesetz zur Umsetzung der 2012 revidierten Empfehlungen der GAFI. Dieses hat 
folgende Änderungen in verschiedenen Bundesgesetzen zum Gegenstand21 : 

 

Zivilgesetzbuch (ZGB; SR 210) 

 

¶ Einführung einer Eintragungspflicht ins 

Handelsregister für kirchliche Stiftungen 

und Familienstiftungen 

 

Obligationenrecht (OR; SR 220) 

 

¶ Einführung einer Meldepflicht für Inha-

ber von Inhaberaktien 

¶ Einführung einer Meldepflicht für 

wirtschaftlich berechtigte Personen an 

juristischen Personen 

 

Bundesgesetz über Schuldbetreibung und 

Konkurs (SchKG; SR 281.1) 

 

¶ Einführung von Vorschriften für Bar-

zahlungen über 100'000 Franken 

 

Strafgesetzbuch (StGB; SR 311.0) 

 

¶ Einführung von qualifizierten Steuer-

vergehen als Vortaten für Geldwäsche-

rei 

¶ Anpassung des Melderechts 

 

Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht 

(VStrR; SR 313.0) 

 

¶ Neufassung der Strafbestimmungen bei 

qualifizierten Wiederhandlungen in Ab-

gaben- oder Zollangelegenheiten 

 

Kollektivanlagengesetz (KAG; SR 951.31) 

 

¶ Anpassungen an die Änderungen im 

OR 

Geldwäschereigesetz (GwG; SR 951.31) 

 

¶ Verschiedene Anpassungen und Ände-

rungen 

Bucheffektengesetz (BEG; SR 957.1) ¶ Anpassungen an die Änderungen im 

OR 

 
 

                                                
21 Bundesgesetz zur Umsetzung der 2012 revidierten Empfehlungen der Groupe dôaction financière: 
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/40733.pdf; Für eine detaillierte Übersicht zu den 
Änderungen wird verwiesen auf: M. Kunz, ĂDie Umsetzung der GAFI-Empfehlungen 2012ñ 
http://www.compliance.ch/de/05_publikationen/inhalt.htm/Jusletter%2023.2.2015%20Umsetzung%20GAFI-
Empfehlungen.pdf.   

 

http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/40733.pdf
http://www.compliance.ch/de/05_publikationen/inhalt.htm/Jusletter%2023.2.2015%20Umsetzung%20GAFI-Empfehlungen.pdf
http://www.compliance.ch/de/05_publikationen/inhalt.htm/Jusletter%2023.2.2015%20Umsetzung%20GAFI-Empfehlungen.pdf
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2.  Den schweizerischen kaufmännischen Rechtsträgern inhärente 
GW/TF-Risiken 

Die Rahmenbedingungen, welche die Ausübung kaufmännischer Tätigkeiten durch 
Schweizer Rechtsträger regeln, sehen mehrere Verpflichtungen und Kontrollen vor, 
um diese Rechtsträger gegenüber Risiken der Geldwäscherei und Terrorismus-
finanzierung, für die sie anfällig sein könnten, abzusichern. So bilden die Verpflichtung, 
die Rechnung vorzulegen, eine Revisionsstelle zu wählen (vorbehaltlich des Opting-
out, vgl. supra 1.1), sich ins Handelsregister und gegebenenfalls ins Grundbuch 
eintragen zu lassen sowie die Anforderung an die kaufmännischen Rechtsträger, den 
Behörden Dokumente über die Identität ihrer wirtschaftlich Berechtigten vorzulegen, 
nunmehr wichtige Instrumente bei der Bekämpfung der Geldwäscherei. Im 
vorliegenden Kapitel soll das konkrete GW/TF-Risiko analysiert werden, das die 
schweizerischen kaufmännischen Rechtsträger darstellen. Dazu wurden die 581 
Rechtsträger ausgewählt, die als wirtschaftlich Berechtigte (wB) oder Vertragsparteien 
(VP) in verdächtigen Geschäftsbeziehungen in 560 der 5531 Meldungen an die MROS 
zwischen 2013 und 2015 aufgeführt wurden. Aus diesem Datenbestand können für 
unsere Analyse die schweizerischen kaufmännischen Rechtsträger ausgewählt 
werden, deren Ausmass an Involvierung in verdächtige Geschäftsbeziehungen 
bekannt ist; der Status der übrigen lässt sich nicht mit statistischer Genauigkeit 
feststellen und variiert womöglich zwischen mutmasslichem Opfer, Empfänger der 
verdächtigen Transaktionen und Intermediär. Ebenso wenig kann der Anteil der 
schweizerischen kaufmännischen Rechtsträger an allen der MROS gemeldeten 
natürlichen und juristischen Personen genau eruiert werden: Sie gehen in der Vielzahl 
der juristischen Personen unter, wo sie zwar die Mehrheit bilden, aber neben Vereinen 
und Stiftungen existieren. Deshalb können sie nur durch eine akribische manuelle 
Identifizierung ermittelt werden, was für lange Zeitabschnitte nicht machbar ist. Was 
jedoch feststeht ist, dass schweizerische juristische Personen nur 2701 der 26ô115 in 
den Verdachtsmeldungen von 2013 bis 2015 aufgeführten natürlichen oder 
juristischen Personen ausmachen, d.h. knapp über 10%. Auf schweizerische 
juristische Personen entfällt nur ein Bruchteil aller in den Verdachtsmeldungen 
erwähnten juristischen Personen. Zudem stellen die 581 als wB oder VP in den 
gemeldeten Geschäftsbeziehungen aufgeführten kaufmännischen Rechtsträger nur 
eine Stichprobe von 9,47% der insgesamt 6135 natürlichen und juristischen Personen 
verschiedenster Nationalitäten dar, die der MROS im Berichtszeitraum als wB oder VP 
in den verdächtigen Beziehungen gemeldet wurden ï also erneut einen relativ kleinen 
Anteil und ein entsprechend geringes GW/TF-Risiko. Dagegen bilden dieselben als 
wB oder VP in den verdächtigen Geschäftsbeziehungen aufgeführten 581 schweize-
rischen kaufmännischen Rechtsträger eine signifikante Stichprobe von 21,51% der 
2701 juristischen Personen und einen bedeutenden Anteil von 27,29% an den 2129 
schweizerischen wB oder VP (natürliche und juristische Personen), die in den 
Verdachtsmeldungen zwischen 2013 und 2015 erwähnt werden. 

Ihre Aufschlüsselung nach Jahren widerspiegelt den in der Grafik 2.1 zusammen-
gefassten Verlauf, während die Verdachtsmeldungen, in denen sie erwähnt werden, 
wie aus der Grafik 2.2 ersichtlich ist, rund 10% der jährlichen Meldungen an die MROS 
ausmachen. 
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Wie die Zahlen auf den ersten Blick zeigen, stellen die schweizerischen 
kaufmännischen Rechtsformen nicht die grösste GW/TF-Gefährdung dar, mit der der 
Schweizer Finanzplatz konfrontiert ist; sie machen in absoluten Zahlen der natürlichen 
und juristischen Personen und auch in puncto Verdachtsmeldungen zu wB oder VP 
ausgedrückt nur einen geringen Anteil aus. Dennoch darf diese Gefährdung nicht 
vernachlässigt werden.  

2.1.  Formen der 2013-2015 gemeldeten schweizerischen kaufmännischen 
Rechtsträger  

Von den 581 kaufmännischen Rechtsträgern unseres Datenbestands sind nur vier der 
hier ansässigen und vom Schweizer Gesetzgeber anerkannten Rechtsformen 
vertreten. Weitaus am stärksten vertreten ist die Aktiengesellschaft (AG/SA) mit 424 
Fällen, gefolgt von der Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH/Sàrl) mit 113 
Fällen und, von marginaler Bedeutung, von den Zweigniederlassungen ausländischer 
Gesellschaften (26 Fälle) und den Einzelunternehmen (18 Fälle). Die Aufteilung ist in 
Grafik 2.3 zusammengefasst. 
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Das Überwiegen der Aktiengesellschaften (AG/SA) bei den wB oder VP in den von 
2013 bis 2015 als verdächtig gemeldeten Geschäftsbeziehungen erklärt sich nur z.T. 
damit, dass dieser Gesellschaftstypus unter den Schweizer Unternehmen am 
häufigsten vorkommt. AGs machen knapp über 37% der vom HRA zwischen 2013 und 
2015 erfassten Gesellschaften aus, aber beinahe 73% der schweizerischen 
kaufmännischen Rechtsträger, die der MROS als wB oder VP in einer verdächtigen 
Geschäftsbeziehung gemeldet wurden. Diese Diskrepanz zeigt, dass die AG eine 
deutlich höhere Verwundbarkeit für GW/TF aufweist als die übrigen Gesellschaften 
nach Schweizer Recht und besonders als die GmbH, auf die im gleichen Zeitraum fast 
30% der in der Schweiz tätigen Gesellschaften, aber weniger als 20% der gemeldeten 
Gesellschaften entfallen. Noch grösser ist die Differenz gegenüber den 
Einzelunternehmen, die nur 3% der gemeldeten schweizerischen kaufmännischen 
Rechtsträger ausmachen, aber 28% der im Handelsregister eingetragenen 
Gesellschaften (wobei diese Zahl wahrscheinlich zu kurz greift, siehe supra).22  

Die Zweigniederlassungen ausländischer Gesellschaften sind von bestimmten, für 
Schweizer Gesellschaften geltenden Anforderungen befreit, was ihre Verwundbarkeit 
teilweise erklärt. Sie stellen zudem eine erhöhte Gefährdung dar, denn wie die AGs 
sind sie in den Meldungen an die MROS übervertreten; unter den als wB oder VP in 
verdächtigen Geschäftsbeziehungen gemeldeten Gesellschaften machen sie etwas 
über 4% aus, unter den im Handelsregister eingetragenen Gesellschaften jedoch nur 
0,72%. Aufgrund der geringen Anzahl gemeldeter Fälle ï nur 26 ï stellen sie aber 
offenbar ein moderates allgemeines Risiko für den Schweizer Finanzplatz dar. 

Aktiengesellschaften sind folglich die grösste GW/TF-Gefährdung seitens der 
schweizerischen kaufmännischen Rechtsträger, während von den übrigen 
Rechtsformen dieser Kategorie eine kleinere Gefährdung ausgeht. Um Ausmass und 
Art der Gefährdung präziser zu bewerten und um die Verwundbarkeiten des 
schweizerischen GW/TF-Dispositivs zu ermitteln, werden die verschiedenen Typen 
von Schweizer Gesellschaften, die der MROS als wB oder VP in verdächtigen 
Geschäftsbeziehungen gemeldet wurden, im Folgenden eingehend analysiert.  

2.2.  Aktiengesellschaft (AG) 

Zur Feststellung des GW/TF-Risikos, das den Schweizer AGs innewohnt, gliedert sich 
die Analyse in zwei Teile. Zunächst wird der Datenbestand der 424 verdächtigen 

                                                
22 Diese Zahlen ergeben sich aus der Zusammenstellung der Unternehmensstatistiken für die Jahre 2013, 2014 
und 2015; auf der Website des HRA verfügbar: http://www.zefix.ch. 
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Geschäftsbeziehungen, in denen sie wB oder VP sind, allgemein beschrieben, um die 
Besonderheiten der Kriminalität dieses Gesellschaftstypus zu ermitteln. In einem 
zweiten Schritt wird anhand der nach der Methodik im NRA-Bericht definierten 
Risikofaktoren das Verhalten dieser AGs untersucht. 

2.2.1.  Statistische Darstellung der von Schweizer AGs ausgehenden 
Gefährdung 

Unter den schweizerischen kaufmännischen Rechtsträgern werden einzig AGs als 
wirtschaftlich Berechtigte aufgeführt, allerdings nur in 13 der 581 Fälle: Die übrigen 
568 werden als Vertragsparteien in Geschäftsbeziehungen aufgeführt, von denen nur 
vier wirtschaftlich Berechtigte Gesellschaften sind. Bei den übrigen VP handelt es sich 
um identifizierte natürliche Personen. 

Verdachtsmeldungen von Finanzintermediären, die AGs betreffen 

Wie die Grafik zu den Verdachtsmeldungen von Finanzintermediären, welche 
Schweizer AGs (2.4) betreffen, zeigt, sind die Banken am anfälligsten für das von 
diesem kaufmännischen Rechtsträger ausgehende GW/TF-Risiko. Sie melden fast 
92% der verdächtigen Geschäftsbeziehungen, in denen Aktiengesellschaften wB oder 
VP sind. Die Verwundbarkeit der übrigen Arten von Finanzintermediären ist 
entsprechend geringer; sie liegt bei etwa 8% aller Meldungen. Der Typus von 
Finanzintermediär, der für das von Schweizer AGs ausgehende GW/TF-Risiko am 
zweithäufigsten anfällig ist, sind die Treuhänder, jedoch mit einem deutlich kleineren 
Anteil von 3,3%. Die anderen Finanzintermediäre spielen bei den 
Verdachtsmeldungen, die AGs betreffen, nur eine untergeordnete Rolle. 

 

 

 

Von den Grossbanken stammten die meisten Meldungen zu AGs (33,02%). Häufig 
wird diese Art juristische Person auch von ausländisch beherrschten Banken (15,8%) 
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sowie von auf Börsen- und Effektengeschäfte und auf Vermögensverwaltung 
spezialisierten Banken (13,68%) gemeldet. Für die Raiffeisenbanken und die 
Kantonalbanken stellen die AGs ein geringeres GW/TF-Risiko dar (10,38% bzw. 
9,67%). 

Diese Verteilung erklärt sich mit der oft international ausgerichteten kaufmännischen 
Tätigkeit der AGs. Deshalb sind die am stärksten in den globalen Kapitalmarkt 
integrierten Banken am stärksten für das von den AGs ausgehende GW/TF-Risiko 
anfällig. Dies erklärt, weshalb die Kantone, in denen sie ihre Geschäftsbeziehungen 
aufnehmen, zu den wichtigsten Schweizer Finanzplätzen gehören (siehe Grafik 2.5).  

 

 

 

Tessin und Zürich stellen mit einem Anteil von über 29% verdächtigen 
Geschäftsbeziehungen, deren wB oder VP schweizerische AGs sind, die beiden 
Spitzenreiter unter den Kantonen dar, gefolgt von Genf mit einem dreimal niedrigeren 
Anteil von rund 11% und von Zug mit etwa 8%. Diese vier Finanzplätze sind zwar die 
häufigsten, aber nicht die einzigen Orte, an denen schweizerische AGs zweifelhafte 
Geschäftsbeziehungen eingehen; solche werden ï wenngleich in geringerem Umfang 
ï auch von 17 anderen Kantonen gemeldet, auf die immerhin über 20% der 
verdächtigen Geschäftsbeziehungen entfallen.  

Interessant ist der Unterschied zwischen dem Ort der Aufnahme der zweifelhaften 
Geschäftsbeziehungen und dem Domizil der gemeldeten AGs (Grafik 2.6). Am 
häufigsten liegt das Domizil der gemeldeten Aktiengesellschaften weiterhin im Kanton 
Tessin, wobei der Anteil ähnlich hoch ist wie für die Aufnahme der verdächtigen 
Geschäftsbeziehungen. Zweitpopulärster Sitzort ist Zug, nicht Zürich: Die in Zug 
domizilierten verdächtigen AGs wickeln also ihre Geschäftsbeziehungen häufig in 
Zürich ab. Das steuergünstige Umfeld in Zug ist sicherlich der Grund dafür, dass die 
AGs für ihren Sitz einen anderen Kanton auswählen als für ihre Geschäftstätigkeit. 
Schliesslich ist lediglich in drei Kantonen ï Appenzell Innerrhoden, Uri und Schaff-
hausen ï keine einzige als verdächtig gemeldete AG domiziliert. Obwohl dieser 
Gesellschaftstypus einem starken Globalisierungstrend ausgesetzt ist, ist er offenbar 
doch auch fest im Schweizer Wirtschaftsgefüge integriert und beinahe schweizweit 
präsent. 
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Mutmassliche Vortaten im Zusammenhang mit AGs 

Laut der Untersuchung der Vortaten, in deren Rahmen AGs als wB oder VP in den 
verdächtigen Geschäftsbeziehungen gemeldet werden, steht Betrug mit über 35% der 
Fälle an erster Stelle (2.7). Auch in die Delikte Veruntreuung, ungetreue Geschäfts-
besorgung, Geldwäscherei für Dritte und Bestechung sind die Aktiengesellschaften in 
relativ hohem Ausmass (über 8%) involviert. Die Zugehörigkeit zu einer kriminellen 
Organisation macht hingegen weniger als 5% der mutmasslichen Vortaten der 
Schweizer AGs aus; alle übrigen Vortaten sind mit weniger als 2,5% der Fälle von 
marginaler Bedeutung. Namentlich die Terrorismusfinanzierung erscheint in keiner 
verdächtigen Geschäftsbeziehung, an der eine schweizerische AG als wB oder VP 
beteiligt ist, als Vortat. Die Beschreibung der mutmasslichen Straftaten, in die AGs 
involviert sind, unterscheidet sich nicht vom allgemeinen Bild der mutmasslichen 
Vortaten in sämtlichen Verdachtsmeldungen, das im Jahresbericht der MROS 2015 
für die letzten zehn Jahre gezeichnet wurde (2006-2015).23 Schweizerische AGs 
weisen also keine besonderen Spezifitäten oder Gefährdungen auf. 

 

 

                                                
23 MROS, Jahresbericht der Meldestelle für Geldwäscherei, 2015, S. 30. 
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Stand der Verdachtsmeldungen an die MROS, bei denen AGs als wB oder VP beteiligt 
sind 

Die Evaluation des von Schweizer AGs ausgehenden Geldwäschereirisikos muss 
jedoch auch berücksichtigen, was aus den betreffenden Verdachtsmeldungen 
geworden ist. Grafik 2.8 zum aktuellen Stand der bei der MROS eingegangenen 
Verdachtsmeldungen, deren wB oder VP Aktiengesellschaften sind, weist die hohe 
Quote der nicht an die Strafverfolgungsbehörden weitergeleiteten Meldungen aus, 
nämlich über 28%. Diese Zahl entspricht erneut mehr oder weniger der allgemeinen 
Weiterleitungsquote der MROS für alle Verdachtsmeldungen; bei den Meldungen zu 
AGs sind also keinerlei Besonderheiten festzustellen.24 In 9,43% der Fälle werden 
überdies die Gerichtsverfahren gegen AGs, die als wB oder VP in verdächtigen 
Geschäftsbeziehungen gemeldet werden, eingestellt und in über 10% der Fälle kommt 
es zu einer Nichtanhandnahmeverfügung. 

 

 

 

Solche Erwägungen relativieren das den Schweizer AGs inhärente GW/TF-Risiko, das 
im Folgenden nach den Kriterien der im Rahmen der Nationalen Risikoanalyse (NRA) 
verwendeten Methodik berechnet wird. 

2.2.2.  Risikofaktorenanalyse NRA 

Von den fünf Kriterien, die die NRA für die GW/TF-Risikoanalyse aufgrund der GwV-
FINMA-Verordnung als relevant bezeichnet, wird das Länderrisiko für kaufmännische 
Rechtsträger nicht untersucht, weil sie alle in der Schweiz domiziliert sind. Hingegen 
sind die Involvierung einer politisch exponierten Personen (PEP), die Höhe der 
Beträge in den der MROS gemeldeten Geschäftsbeziehungen, die Involvierung einer 
Sitzgesellschaft und die Anzahl der in die verdächtige Geschäftsbeziehung involvierten 
Personen für die Evaluation des GW/TF-Risikos in Verbindung  mit Schweizer AGs 
relevante Kriterien. Aus den nachfolgenden Diagrammen 2.9-2.12 ist ersichtlich, zu 
welchen Ergebnissen die Anwendung dieser Kriterien geführt hat. 

                                                
24 Ibid., S. 35. 
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Wie die Statistiken zeigen, ist in knapp über 4% ï also 18 der 24 gemeldeten 
Geschäftsbeziehungen, in denen schweizerische AGs wB oder VP sind ï eine politisch 
exponierte Person involviert, was eine relativ geringe Gefährdung darstellt. Das Risiko 
bezüglich der Höhe der Beträge, um die es in den verdächtigen Geschäftsbeziehungen 
der AGs geht, ist signifikanter, aber immer noch moderat: Über 57% der erfassten Fälle 
weisen mit involvierten Betrªgen von unter CHF 10ô000 ein geringes Risiko auf, jedoch 
fast 75% der gemeldeten Geschäftsbeziehungen kumuliert ein geringes oder mittleres 
Risiko. Als grosse Gefährdung gilt hingegen, dass ein Drittel der AGs des 
Datenbestands als Sitzgesellschaften identifiziert wurden. Darin bestätigt sich die 
Gefährdung, die allgemein mit der Beteiligung bestimmter schweizerischer AGs an 
internationalen Finanzkonstrukten zusammenhängt und die sich auch im Rückgriff auf 
die Bankinstitute äussert, die am stärksten in die globalen Kapitalmärkte integriert und 
an den wichtigsten Schweizer Finanzplätzen domiziliert sind. Der Rückgriff auf eine 
Sitzgesellschaft verschleiert den wirtschaftlichen Hintergrund der mit einer 
Geschäftsbeziehung verbundenen Kapitalflüsse und verringert die Wahrscheinlichkeit, 
die reellen wB der involvierten Vermögenswerte ausfindig zu machen. Im vorliegenden 
Fall beweist die Tatsache, dass ein Drittel der als wB oder VP in einer gemeldeten 
Geschäftsbeziehung genannten AGs in Wirklichkeit Sitzgesellschaften sind ï also 
keine reelle wirtschaftliche Tätigkeit ausüben ï, dass die Schweizer AGs als 
Scheinfirmen für die Tätigkeiten anderer Gesellschaften oder natürlicher Personen 
dienen könnten. Wenn allerdings eine schweizerische AG in unserem Datenbestand 
in Wirklichkeit eine Sitzgesellschaft ist, wird sie nie als wB in einer 
Geschäftsbeziehung, sondern immer als VP gemeldet, als deren wirtschaftlich 
Berechtigter eine natürliche Person identifiziert wird. Schliesslich stellt auch das 
Komplexitätsrisiko aufgrund der Anzahl in die Geschäftsbeziehungen der AGs 
involvierter nur Personen einer moderaten Gefährdung: Das kumulierte geringe und 
mittlere Risiko beträgt fast 75%, obwohl für die Hälfte der gemeldeten Fälle ein mittlerer 
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und nicht ein geringer Risikofaktor gilt und in über 14% der Fälle mehr als zehn 
Personen pro Geschäftsbeziehung ï also relativ viele ï involviert sind. 

Die einzelnen Risikofaktoren lassen sich anhand der eingangs beschriebenen Formel 
in einer Zahl zusammenfassen, die den Unterschied zwischen dem Maximalrisiko und 
dem tatsächlichen, von den Schweizer AGs ausgehenden Risiko ausdrückt. Diese 
Formel liefert auf einer Skala von 1 bis 5 folgendes Ergebnis: 

 

  

0   5  

  

      

 

 

Typologien 

1. Fallbeispiel mit einer Schweizer Aktiengesellschaft 

Im Jahr 2015 fielen einer Grossbank Überweisungen von über 2 Millionen Euro auf, die auf 

dem Konto ihrer Kundin A ï einer Sitzgesellschaft in Form einer Schweizer Aktiengesell-

schaft ï gutgeschrieben wurden. Die Recherchen der Bank deckten auf, dass auf dem Konto 

einer Kundin B ï ebenfalls einer Sitzgesellschaft in Form einer AG, deren wirtschaftlich 

Berechtigter derselbe war wie jener von A, ein Betrag von 1 Million Euro vom gleichen 

Auftraggeber gutgeschrieben worden war. Die Analyse der Transaktionen zeigte zudem, 

dass die AG A 10ô000 Euro auf das bei einem anderen Bankinstitut gef¿hrte Konto einer 

ausländischen GmbH, die gleich heisst wie die schweizerische AG B überwiesen hatte. 

Parallel dazu hatten die beiden AGs A und B einen Betrag von jeweils 500ô000 Euro auf das 

Konto einer Schweizer AG C, die ebenfalls Kundin des meldenden FI war, überwiesen. Vom 

Konto dieser Gesellschaft C wurde das Geld mit dem angeblichen Ziel, 3000 Aktien der 

Aktiengesellschaft D in der Schweiz zu kaufen, auf das Konto einer in einem 

nordeuropäischen Land domizilierten Aktiengesellschaft transferiert. Die Recherchen der 

Bank ergaben, dass der Auftraggeber der Gutschriften auf die Konten von A und B als 

Anwalt und Schatzmeister eines im Ausland ansässigen Klubs genannt wurde, dessen 

Haupttätigkeit offenbar in der Organisation eines Ponzi-Systems bestand. Anhand der vom 

FI gesammelten Informationen konnte festgestellt werden, dass der angebliche Preis der 

Aktien der Gesellschaft D deutlich tiefer lag als die der Käuferin, d.h. der Aktiengesellschaft 

aus dem nordeuropªischen Land, ¿berwiesenen 600ô000 Euro. Gest¿tzt auf diese 

Informationen traf die MROS weitere Abklärungen und erhärtete den Verdacht hinsichtlich 

eines Ponzi-Systems. Der wirtschaftlich Berechtigte von A und B war nämlich auch der 

wirtschaftlich Berechtigte am Konto der ausländischen GmbH, dem A die Vermögenswerte 

gutgeschrieben hatte. Aus der Analyse der Transaktionen auf dem Konto der ausländischen 

GmbH ging eindeutig hervor, dass die Gelder auf Konten in mehreren Ländern auf drei 

verschiedenen Kontinenten  weitergeleitet wurden; diese Konten gehören Sitzgesell-

schaften, deren wB mit dem erwähnten verdächtigen Klub verbundene Personen waren. Die 

MROS leitete den Fall an die Strafverfolgungsbehörden des betreffenden Kantons weiter, 

die ein noch laufendes Verfahren eröffneten. 

2. Fallbeispiel mit einer Schweizer Aktiengesellschaft 

Mehrere schweizerische Finanzintermediäre, Banken und Treuhänder, erfuhren aus 

Presseartikeln, dass eine ihrer Kundinnen, eine Schweizer AG, beim Waschen von aus 

kriminellen Vereinigungen eines Nachbarlands stammendem Geld möglicherweise eine 

     

1,84 
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Rolle gespielt hat. Bei der fraglichen Gesellschaft, die tatsächlich existiert und im Handel mit 

Baustellenwerkzeugen tätig ist, fiel die starke Zunahme der Kapitalbeteiligung eines ihrer 

Aktionäre auf. Der fragliche Aktionär wird in der Presse als notorischer Krimineller 

beschrieben, der im Übrigen bei einem spektakulären Polizeieinsatz in einem Nachbarland 

der Schweiz festgenommen wurde. Die Analyse der Transaktionen brachte zwar keinen 

verdächtigen Vorgang zum Vorschein, aber nach Auffassung der MROS lag ein hohes 

Risiko für Geldwäscherei im Zusammenhang mit Tätigkeiten einer kriminellen Organisation 

vor. Die MROS leitete deshalb den Fall an die Strafverfolgungsbehörden weiter; diese 

eröffneten ein noch laufendes Strafverfahren. 

 

2.3.  Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) 

Wie oben beschrieben, zeugt die relativ geringe Zahl von 113 GmbHs in unserem 
Datenbestand davon, dass diese kaufmännische Rechtsform für das Schweizer 
Finanzsystem nur eine minimale Gefährdung darstellt. Zudem ist erwähnenswert, dass 
keine dieser GmbHs als wB einer Geschäftsbeziehung gemeldet wurde. Alle GmbHs 
in unserem Datenbestand werden in verdächtigen Geschäftsbeziehungen als VP 
genannt; im betreffenden Kapitel ist deswegen nicht mehr von den GmbHs als wB die 
Rede. Um die von ihnen ausgehende Gefährdung zu evaluieren, wird gleich 
vorgegangen wie für die AGs.  

2.3.1. Statistische Darstellung der von Schweizer GmbHs ausgehenden 
Gefährdung 

Verdachtsmeldungen von Finanzintermediären, die schweizerische GmbHs betreffen 

Wie bei den AGs melden die Banken mit einer Quote von über 91% von allen Arten 
von Finanzintermediären weitaus am meisten verdächtige Geschäftsbeziehungen, an 
denen schweizerische GmbHs als VP beteiligt sind. Nach den Banken sind die Money 
Transmitters mit mehr als 3,5% der Meldungen zu verdächtigen 
Geschäftsbeziehungen von GmbHs ein nicht zu vernachlässigender Sektor. So 
gesehen stellen die GmbHs für die Money Transmitters ein grösseres GW/TF-Risiko 
dar als die AGs; Money Transmitters meldeten im Übrigen keinen einzigen Fall, der 
eine AG betraf. Die detaillierte Analyse der von den Money Transmitters gemeldeten 
Fälle zeigt, dass sie anfälliger für das von Schweizer GmbHs ausgehende GW/TF-
Risiko sind, weil die Schweizer GmbHs (die in der Regel kleiner sind als die AGs) für 
internationale Zahlungen eher Money Transmitters nutzen, während die AGs dafür 
hauptsächlich mit Banken zusammenarbeiten. Der Treuhänder als Finanzintermediär-
typus steht bei den Meldungen von GmbHs als VP in verdächtigen Geschäfts-
beziehungen mit etwa 3% (ähnlich wie bei AGs) an dritter Stelle. Bei den GmbHs 
betrifft dieser Anteil jedoch nur drei Fälle. Wie die Grafik 2.13 zeigt, wenden sich die 
GmbHs zur Aufnahme ihrer der MROS gemeldeten Geschäftsbeziehungen an ganz 
andere Arten von Banken als die AGs. Während die Grossbanken mit 39% noch 
häufiger Verdachtsmeldungen zu GmbHs erstatten, zeigt die Analyse der bei der 
MROS eingegangenen Meldungen, dass ausländisch beherrschte Banken nur 5% der 
Verdachtsfälle zu GmbHs meldeten (weniger als die Raiffeisenbanken mit 18,5% und 
gleich viel wie die Kantonalbanken). Verglichen mit den AGs ist das von den GmbHs 
ausgehende GW/TF-Risiko folglich für diese beiden Arten von Banken deutlich höher, 
für die Grossbanken leicht höher und für ausländisch kontrollierte Banken sowie 
Börsen-, Effekten- und Vermögensverwaltungsbanken deutlich niedriger. Darin zeigt 
sich, dass die GmbHs sich bevorzugt an kundennahe Banken wenden, was ihre 
stärker industriell und kaufmännisch als finanziell ausgerichteten Tätigkeiten 
widerspiegelt. Regional orientierte Banken, die stärker auf die Finanzierung der 
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Realwirtschaft fokussiert sind, scheinen anfälliger für das von GmbHs als für das von 
AGs ausgehende GW/TF-Risiko zu sein. 

 

 

 

Dieser Unterschied zu den AGs schlägt sich in der gleichmässigeren Verteilung der 
verdächtigen Geschäftsbeziehungen schweizerischer GmbHs auf die Kantone nieder. 
Bei den GmbHs ist - wenn überhaupt - eine viel schwächere Konzentration auf die 
grössten Finanzplätze festzustellen (Grafik 2.14).  

 

 

 

Die meisten verdächtigen Geschäftsbeziehungen von GmbHs werden in ähnlichem 
Umfang wie bei den AGs im Kanton Zürich aufgenommen (und nicht im Tessin wie bei 
den AGs; siehe supra 2.2.1), wahrscheinlich weil Zürich der wichtigste Finanzplatz und 
auch der wichtigste Wirtschaftsstandort und damit der Kanton mit den meisten GmbHs 
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2.13. Verdachtsmeldungen gegen schweizerische GmbHs nach FI-Typ, 2013-2015
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2.14. Niederlassungskantone der verdächtigen Geschäftsbeziehungen, an denen 
schweizerische GmbHs als VP beteiligt sind, 2013-2015
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ist.25 Neben dem nachvollziehbaren ersten Platz Zürichs nehmen die GmbHs ihre 
verdächtigen Geschäftsbeziehungen in 16 weiteren Kantonen auf (gleichmässiger 
verteilt als bei den AGs). Das Tessin nimmt mit 15% der verdächtigen 
Geschäftsbeziehungen, deren VP GmbHs sind, den zweiten Platz ein, und auf fünf 
weitere Kantone entfallen über 5%. Hinsichtlich der Kantone, in denen die 
verdächtigen Geschäftsbeziehungen aufgenommen werden, ist die von den Schweizer 
GmbHs ausgehende GW/TF-Gefährdung in Zürich zwar höher, aber (wenn auch 
weniger ausgeprägt) in der ganzen Schweiz präsent, und zwar stärker als die von den 
AGs ausgehende Gefährdung.  

Trotzdem wählen die Schweizer GmbHs für die Aufnahme ihrer später der MROS 
gemeldeten Geschäftsbeziehungen ein grösseres Finanzzentrum als ihren 
Domizilkanton aus. Mehrere GmbHs aus den Kantonen St. Gallen und Aargau führen 
ihre Finanztätigkeiten, die zu einer Verdachtsmeldung führen, bevorzugt mit Zürcher 
Instituten durch. Von Genf, Basel-Stadt und sogar Luzern scheint ebenfalls eine 
regionale Anziehungskraft auszugehen: In diesen Kantonen werden häufiger als 
verdächtig gemeldete Geschäftsbeziehungen von GmbHs aufgenommen als an deren 
Domizilort. Trotzdem weist der allgemeine Trend darauf hin, dass die als 
möglicherweise verdächtig gemeldeten GmbHs ihre Geschäftsbeziehungen ï viel 
häufiger als die AGs ï in ihren Sitzkantonen aufnehmen, was ihre gute Integration in 
das lokale Wirtschaftsgefüge und die von ihnen für dieses Wirtschaftsgefüge 
ausgehende Gefährdung bestätigt. 

Mutmassliche Vortaten im Zusammenhang mit GmbHs 

Die Analyse der mutmasslichen Vortaten der GmbHs (Grafik 2.15) bringt ebenfalls 
deutliche Unterschiede gegenüber den AGs ans Licht. Zwar werden ihnen 
hauptsächlich die gleichen beiden Delikte ï Betrug und Veruntreuung ï angelastet, 
aber den GmbHs häufiger als den AGs (39,82% gegenüber 35,38% und 12,39% 
gegenüber 10,14%). Bei den übrigen Vortaten gehen die Tendenzen auseinander. Die 
GmbHs sind in über 10% der Fälle in betrügerischen Missbrauch einer 
Datenverarbeitungsanlage und in fast 7% der Fälle in Betäubungsmittelhandel als 
Vortaten involviert; diese Delikte spielen bei den AGs nur eine sehr untergeordnete 
Rolle. Hingegen ist Korruption nur in 3,54% der zweifelhaften Geschäftsbeziehungen 
der GmbHs die mutmassliche Vortat (bei den AGs in über 8%). Bei den gemeldeten 
AGs betreffen 4,25% der Vortaten die Zugehörigkeit zu einer kriminellen Organisation, 
bei den GmbHs nur 2,65%. In zwei Fällen wurden GmbHs verdächtigt, zur 
Terrorismusfinanzierung beizutragen ï die einzigen beiden von 2013 bis 2015 für 
diese Vortat gemeldeten Fälle von schweizerischen kaufmännischen Rechtsträgern. 
Sie wurden an die zuständigen Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet, die ein noch 
laufendes Strafverfahren eröffneten. 

                                                
25 «Eingetragene Gesellschaften nach Rechtsform und Kanton, 2015», http://www.zefix.ch/zfx-
cgi/hrform.cgi/hraPage?alle_eintr=on&pers_sort=original&pers_num=0&language=2&col_width=366&amt=007.  

http://www.zefix.ch/zfx-cgi/hrform.cgi/hraPage?alle_eintr=on&pers_sort=original&pers_num=0&language=2&col_width=366&amt=007
http://www.zefix.ch/zfx-cgi/hrform.cgi/hraPage?alle_eintr=on&pers_sort=original&pers_num=0&language=2&col_width=366&amt=007
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Stand der Verdachtsmeldungen an die MROS, bei denen GmbHs als wB oder VP 
involviert sind 

Das von GmbHs ausgehende GW/TF-Risiko ist zwar in puncto Anzahl 
Verdachtsmeldungen geringer, wird aber anders als bei den AGs nicht durch die 
ĂTriageñ durch die MROS (Grafik 2.16) abgeschwächt. Die Geschäftsbeziehungen, an 
denen AGs als VP beteiligt sind, werden von der MROS in 28% der Fälle als nicht 
ausreichend begründet eingestuft, bei GmbHs jedoch nur in 15% der Fälle. Die 
Verfahrenseinstellungsquote von über 14% bei den GmbHs kompensiert jedoch diese 
Differenz weitgehend und relativiert dadurch die Gefährdung durch schweizerische 
GmbHs, obwohl ihre Nichteintretensquote weniger hoch ist als die der AGs. 
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2.3.2. Risikofaktorenanalyse NRA für GmbHs 

Die Analyse der NRA-Risikofaktoren für GmbHs bestätigt, dass dieser Typus 
schweizerischer kaufmännischer Rechtsträger für das Schweizer Finanzsystem ein 
geringeres GW/TF-Risiko darstellt (Grafiken 2.17 bis 2.20). Es wurden nur zwei Fälle 
von verdächtigen Geschäftsbeziehungen mit involvierten PEP gemeldet, in denen 
GmbHs VP sind, d.h. ein besonders niedriger Anteil von 1,77%. Die in die gemeldeten 
Geschäftsbeziehungen involvierten Beträge sind relativ gesehen ebenfalls niedriger 
als bei den AGs. Das kumulierte geringe und mittlere Risiko liegt mit rund 73% der 
Fälle in einer ähnlichen Grössenordnung; das geringe Risiko hat aber einen höheren 
Anteil (62% gegenüber 57%) und das sehr hohe Risiko einen kleineren Anteil daran 
(2,65% gegenüber 8,04%). Das Komplexitätsrisiko aufgrund der Anzahl Personen, die 
in Geschäftsbeziehungen, an denen GmbHs als VP beteiligt sind, involviert sind, wird 
in fast 30% der Fälle (bei den AGs: 23%) als gering und in nur 6,19% der Fälle (bei 
den AGs: über 14%) als sehr hoch eingestuft. Das bestätigt, dass die GW/TF-
Gefährdung durch GmbHs anders als bei den AGs deutlich weniger oft aus 
tentakelartigen Finanzkonstrukten mit internationalen Verflechtungen herrührt, 
sondern aus der so genannten ĂStrassenkriminalitätñ. Wie bei den AGs fällt aber auch 
bei den der MROS gemeldeten Schweizer GmbHs der hohe Anteil an 
Sitzgesellschaften auf (23,89%); er ist jedoch niedriger als bei den AGs (33%). Das 
Schweizer Finanzsystem zeigt also eine gewisse Verwundbarkeit für diese 
Gefährdung. Das Risiko ist zwar reell, aber moderat. 

 

  

  

 

Das von Schweizer GmbHs ausgehende Gesamtrisiko der Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung lässt sich gestützt auf diese Ergebnisse, die mit der oben 
beschriebenen Formel errechnet wurden, auf einer Skala von 1-5 wie folgt einordnen:  
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Typologien 

1. Fallbeispiel mit einer GmbH 

Auf dem Konto einer GmbH wird ein hoher Betrag gutgeschrieben, der vom Inhaber der 

Gesellschaft sofort als Bargeld abgehoben und auf nicht näher beschriebene Art an seinen 

Geschäftspartner in England übergeben wird. Die gutschreibende Bank reicht jedoch bei 

der Bank des Unternehmensinhabers ein Gesuch um Stornierung des Vorgangs ein, sodass 

Letztere die Transaktionen auf dem fraglichen Konto prüfen muss. Gleichzeitig erstattet der 

Unternehmensinhaber Strafanzeige wegen Betrugs; wie die Bank feststellt, richtet sich 

diese Anzeige aber weder gegen den Gutschriftersteller noch gegen unbekannt, sondern 

gegen eine andere schweizerische GmbH, B, und ihren Geschäftsführer, die ebenfalls 

Kunden der Bank sind. Auf dem Konto von B wurden offensichtlich mehrmals Bareinlagen 

eingezahlt, die ein hohes Risiko bedeuten; die entsprechenden Beträge wurden 

anschliessend auf das Konto anderer Gesellschaften in der Schweiz und im Ausland 

transferiert. Nach Abfrage der verfügbaren Datenbanken stellte die MROS fest, dass der 

Geschäftsführer der GmbH A, die sich in einem gerichtlichen Liquidationsverfahren befindet, 

bereits am Konkurs zweier Gesellschaften beteiligt war und wegen Verletzung der 

Buchführungspflicht und Veruntreuung von Vermögenswerten verurteilt wurde. Die Analyse 

der Transaktionen von B deutete darauf hin, dass es sich bei deren Konto um ein 

Durchlaufkonto handelte, was den Verdacht auf organisierten Betrug und vielleicht Phishing 

gegen die beiden Gesellschaften erhärtete. Die MROS leitete deshalb den Fall an die 

Strafverfolgungsbehörden weiter, die ein noch laufendes Strafverfahren eröffneten. 

2. Fallbeispiel mit einer GmbH 

Innerhalb weniger Monate eröffnete der CEO einer im Werbespot-Geschäft tätigen 

Schweizer GmbH, der für das Konto seiner Gesellschaft bei einer Schweizer Grossbank 

zeichnungsberechtigt war, im Namen zweier anderer kürzlich gegründeter Gesellschaften 

zwei weitere Geschäftsbeziehungen, für die er ebenfalls zeichnungsberechtigt war. In einem 

Gespräch mit seinem neuen Relationship Manager räumte der CEO ein, dass eine der neu 

gegründeten Gesellschaften zu 85% einem ausländischen Aktionär gehörte, gegen den in 

der Schweiz wegen Veruntreuung und Geldwäscherei ermittelt wurde. Dieser habe die auf 

dem Konto der Gesellschaft hinterlegten Mittel von mehreren Millionen Franken 

bereitgestellt, wovon ein Grossteil auf die Konten der GmbH und der dritten erwähnten 

Gesellschaft transferiert wurde. Die Herkunft der Mittel konnte jedoch nicht zufriedenstellend 

erklärt werden. Der Fall wurde an die MROS weitergeleitet, die aufzeigte, dass die von dem 

verdächtigen ausländischen Aktionär nahestehenden Personen abgewickelten 

Kreditkartentransaktionen auf dem Konto der GmbH aus mehreren Ländern stammten und 

Ausgaben betrafen, die mit dem erklärten Zweck der Gesellschaft kaum zu vereinbaren 

waren. Womöglich diente die GmbH so zur Deckung ihrer Geldwäschereitätigkeiten; aus 

diesem Grund wurde der Fall an die Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet. 

 

     

1,57. 
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2.4. Einzelunternehmen 

Mit nur 18 im Datenbestand erfassten Fällen ist die GW/TF-Gefährdung durch 
Einzelunternehmen praktisch gleich null, aber sie sollen wie die übrigen 
kaufmännischen Rechtsträger untersucht werden. Da Einzelunternehmen keine 
Rechtspersönlichkeit haben, können sie nicht wirtschaftlich Berechtigte in den 
verdächtigen Geschäftsbeziehungen sein. Folglich fungieren sie nur als 
Vertragsparteien und werden in diesem Absatz nur in dieser Eigenschaft beschrieben. 
Wegen des kleinen Stichprobenumfangs sind die Ergebnisse der statistischen Analyse 
natürlich mit Vorsicht zu interpretieren. Trotzdem zeichnen sich einige 
aufschlussreiche Tendenzen ab. 

2.4.1. Statistische Darstellung der von Schweizer Einzelunternehmen 
ausgehenden GW/TF-Gefährdung 

Verdachtsmeldungen von Finanzintermediären, die Schweizer Einzelunternehmen 
betreffen 

Wie die AGs und die GmbHs werden auch die Einzelunternehmen, die in den 
Verdachtsmeldungen an die MROS als VP in verdächtigen Geschäftsbeziehungen 
fungieren, mehrheitlich ï in 12 der 18 Fälle, d.h. 66,66% ï von den Banken gemeldet. 
Darunter wurden fünf Fälle von Grossbanken gemeldet (27,78%), drei von nicht näher 
bezeichneten Banken (16,67%), zwei von Banken mit ausländischer Kapitalmehrheit 
und zwei von Raiffeisenbanken (11,11%). Von den übrigen sechs Fällen wurden fünf 
von Money Transmitters gemeldet (27,78%) und ein Fall von einer Anwaltskanzlei. Die 
Money Transmitters erstatten also gleich häufig Verdachtsmeldungen zu 
Einzelunternehmen wie die Grossbanken. 

Diese Prozentzahlen sind angesichts der kleinen Stichprobe zwar mit Vorsicht zu 
interpretieren; sie verweisen aber auf einen sehr plausiblen Trend: Das von 
Einzelunternehmen ausgehende GW/TF-Risiko bedroht weniger die Banken (die 
weniger Meldungen zu Einzelunternehmen als zu den übrigen bislang untersuchten 
kaufmännischen Rechtsformen erstatten), sondern die anderen Arten von 
Finanzintermediären und vor allem die Money Transmitters. Gemessen an allen 
Banken, die Verdachtsmeldungen zu den Tätigkeiten von Einzelunternehmen 
erstatten, sind die zwei Fälle von Raiffeisenbanken zwar statistisch nicht signifikant; 
sie lassen aber den Schluss zu, dass Einzelunternehmen (wie die GmbHs) für die 
kundennahen Banken eine grössere Gefährdung bedeuten, weil Letztere ihr 
bevorzugter Ansprechpartner in Finanzbelangen sind. 

Die Einzelunternehmen fallen sowohl beim Rückgriff auf Finanzintermediäre für ihre 
zweifelhaften Geschäftsbeziehungen als auch beim Ort der Niederlassung der 
verdächtigen Beziehungen aus der Norm: Diese befinden sich zu fast 40% im Kanton 
Bern; an zweiter Stelle folgt vor Zürich das Tessin; die Kantone Waadt, Basel-Stadt, 
Luzern und St. Gallen liegen gleichauf (Grafik 2.21).  
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Die statistische Analyse der Einzelunternehmen zeigt, dass nur ein kleiner Anteil der 
verdächtigen Geschäftsbeziehungen in den Kantonen mit den grössten Finanzplätzen 
aufgenommen wird. Ein Tessiner Einzelunternehmen hat zwar seine verdächtige 
Geschäftsbeziehung in Zürich aufgenommen, alle anderen aber an ihrem üblichen 
Tätigkeitsort. 

Mutmassliche Vortaten im Zusammenhang mit Einzelunternehmen 

Die Einzelunternehmen unterscheiden sich auch in Bezug auf die Vortaten, derer sie 
verdächtigt werden, von den bisher untersuchten AGs und GmbHs (Grafik 2.22). 

 

 

 

Der Betrug dominiert in den beiden oben genannten Kategorien eindeutig, ist aber 
auch unter den vier den Einzelunternehmen angelasteten Delikten präsent (22,22%). 
Die häufigste Vortat ist jedoch die Urkundenfälschung (7 von 18 Fällen). 
Betrügerischer Missbrauch einer Datenverarbeitungsanlage als Vortat kommt gleich 
häufig vor wie Betrug. Auch Korruption und ungetreue Geschäftsbesorgung werden in 
je einem Fall gemeldet. Aus einem so kleinen Datenbestand dürfen zwar keine 

38.89%

22.22%
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5.56% 5.56% 5.56% 5.56%
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2.21. Niederlassungskantone der verdächtigen Geschäftsbeziehungen, 
an denen schweizerische Einzelunternehmen als VP beteiligt sind, 

2013-2015
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2.22. Mutmassliche Vortaten von Einzelunternehmen, die als VP in 
zweifelhaften Geschäftsbeziehungen gemeldet wurden, 2013-2015
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voreiligen Schlüsse gezogen werden, doch die Statistik zeigt, dass die Vortaten der 
Einzelunternehmen in gewisser Weise der geringen Grösse dieser kaufmännischen 
Rechtsform entsprechen. Das Beispiel der Korruption deutet allerdings darauf hin, 
dass dieser Gesellschaftstypus auch für andere Kriminalitätsformen anfällig ist. 

Stand der Verdachtsmeldungen an die MROS, bei denen Einzelunternehmen VP sind 

Von den Einzelunternehmen geht eine sehr geringe Gefährdung hinsichtlich 
Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung aus, wie auch die hohe Einstellungsquote 
der MROS bei den Verdachtsmeldungen zu Einzelunternehmen verdeutlicht. Von den 
18 eingegangenen Meldungen zu Einzelunternehmen leitete die MROS nur die Hälfte 
an die Strafverfolgungsbehörden weiter. Die Justiz erliess davon in einem Fall eine 
Nichtanhandnahmeverfügung und stellte in einem weiteren Fall das Verfahren ein; bei 
den sieben anderen ist der Ausgang noch offen. 

2.4.2. Risikofaktorenanalyse NRA für schweizerische Einzelunternehmen 

Wie die anderen untersuchten Rechtsträger lassen sich auch die Schweizer 
Einzelunternehmen anhand der für den NRA-Bericht definierten GW/TF-Kriterien 
prüfen. Dies ergibt folgende Ergebnisse (Grafiken 2.23-2.26): 

 

  

  

 

Die Risikofaktorenanalyse NRA für Einzelunternehmen bestätigt, dass diese Art 
kaufmännischer Rechtsträger weitestgehend harmlos ist: In keines der als VP in einer 
verdächtigen Geschäftsbeziehung gemeldeten Einzelunternehmen ist eine politisch 
exponierte Person (PEP) involviert. Nur in zwei Geschäftsbeziehungen von 
Einzelunternehmen, d.h. 11,11%, ist ein Betrag zwischen CHF 100ô000 und 1 Million 
im Spiel; bei allen anderen geht es um Beträge unter CHF 10ô000. Ein 
Einzelunternehmen kann definitionsgemäss keine Sitzgesellschaft sein, weil es keine 
Rechtspersönlichkeit besitzt. In keiner der 13 diesbezüglich gemeldeten verdächtigen 
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Geschäftsbeziehungen ist eine Sitzgesellschaft am Finanzkonstrukt beteiligt. Die 
Komplexität aufgrund der Anzahl involvierter Personen zeigt ein kumuliertes geringes 
und mittleres Risiko von 83,33%: Nur in drei Geschäftsbeziehungen sind über zehn 
Personen involviert. Obwohl diese Statistiken aus einem sehr kleinen Datenbestand 
stammen, bestätigen sie, dass von den Einzelunternehmen praktisch keine 
Gefährdung ausgeht.  

Das zeigt auch die folgende Zahl, die sich aus der Anwendung der oben 
beschriebenen Formel ergibt:  
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Typologien 

1. Fallbeispiel mit einem Einzelunternehmen 

Die internen Kontrolldienste eines Finanzintermediärs deckten zwei nicht genehmigte 

Transaktionen in einem ein geringes Risiko darstellenden Gesamtbetrag auf, die vom Konto 

einer Privatperson auf das Konto eines als Einzelunternehmen geführten Coiffeursalons 

getätigt wurden. Kurz nach der Gutschrift wurde ein Zahlungsauftrag erteilt, um die Beträge 

dieser beiden Transaktionen auf Konten in einem subsaharischen Land zu überweisen. 

Nachdem der wB am fraglichen Konto ï der Inhaber des Coiffeursalons ï keine zufrieden-

stellenden Erklärungen und Beweisurkunden zu den Gründen der Gutschriften zu seinen 

Gunsten oder zur Identität der Empfänger seines versuchten Transfers abgeben bzw. 

vorlegen konnte, sah sich der FI veranlasst, den Fall der MROS zu melden. Die Abklärungen 

der MROS bestätigten den Verdacht auf Mitarbeit des Einzelunternehmens an Phishing-

Vorgängen. Der Fall wurde deshalb an die Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet, die ein 

noch laufendes Verfahren eröffneten. 

2. Fallbeispiel mit einem Einzelunternehmen 

Auf dem Konto eines auf Immobilienhandel spezialisierten Einzelunternehmens wurde aus 

dem Ausland ein hoher Betrag gutgeschrieben, wodurch sich der Kontostand verdoppelte. 

Einige Tage später teilte der für das emittierende Konto zuständige Finanzintermediär der 

Bank, bei der das Konto des Einzelunternehmens eröffnet wurde, mit, dass die Transaktion 

nicht genehmigt war. Am darauffolgenden Tag versuchte der Inhaber des Unternehmens 

und wB am gutgeschriebenen Konto, den Betrag auf das Konto einer Gesellschaft im Fernen 

Osten zu transferieren, was die schweizerische Bank so lange verhindern konnte, bis der 

Kunde die Belege für diese Transaktionen vorlegte. Die Belege wurden nach einigen 

Wochen unterbreitet; sie bestanden aus dem Kaufvertrag für eine Liegenschaft in London, 

die der wB am im Ausland belasteten Konto und eine Privatperson erworben hatten, sowie 

aus der Kopie des Personalausweises der letztgenannten Person. Da diese aber nicht dem 

Inhaber des Kontos entsprach, auf welches das schweizerische Einzelunternehmen das 

Geld zu überweisen versucht hatte, meldete der Finanzintermediär den Fall der MROS. Die 

MROS stellte fest, dass der Personalausweis, der dem FI in Kopie vorgelegt wurde, 

gefälscht war. Zudem zeigte sich, dass der angegebene Preis angesichts der Lage der 

Liegenschaft, die Gegenstand der vorgeblichen Transaktion bildete, viel zu niedrig war. So 

zeichnete sich ein starker Verdacht auf einen Fall von Phishing ab, der den Behörden 

weitergeleitet wurde. Das Verfahren ist noch im Gange. 

     

0,72. 
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2.5. Schweizerische Zweigniederlassungen ausländischer Gesellschaften 

Die nur 26 schweizerischen Zweigniederlassungen ausländischer Gesellschaften sind, 
wie bereits festgestellt wurde, unter den der MROS gemeldeten schweizerischen 
kaufmännischen Rechtsträgern übervertreten. Sie stellen demnach eine erhöhte 
Gefährdung für das Schweizer Finanzsystem dar. Dagegen werden sie nie als wB in 
verdächtigen Geschäftsbeziehungen, sondern nur als Vertragsparteien gemeldet und 
im Folgenden auch in dieser Eigenschaft erwähnt. 

2.5.1. Statistische Darstellung der von den Zweigniederlassungen 
ausländischer Gesellschaften ausgehenden GW/TF-Gefährdung 

Verdachtsmeldungen von Finanzintermediären, die Zweigniederlassungen auslän-
discher Gesellschaften betreffen 

Die ausländischen Zweigniederlassungen, die als VP in verdächtige Geschäfts-
beziehungen involviert sind, werden der MROS hauptsächlich, nämlich zu 85%, von 
den Banken gemeldet; diese Quote liegt aber unter derjenigen für AGs oder GmbHs 
(Grafik 2.27). Obwohl der Bankensektor überwiegt, sind die meldenden 
Finanzintermediäre sogar im kleinen Datenbestand diversifiziert und auch zwei 
Vermögensverwalter, ein Treuhänder und ein Anwalt gehören dazu ï was beweist, 
dass das mit dieser Kategorie kaufmännischer Rechtsträger verbundene Risiko nicht 
nur den Bankensektor betrifft. 

 

  

 

Im Bankensektor nutzen die ausländischen Zweigniederlassungen die gleichen Arten 
von Banken wie die AGs, d.h. Banken, die von der Finanzierung der Realwirtschaft 
weit entfernt und besonders stark in die internationalen Finanzkreisläufe integriert sind. 
Die Börsen-, Effekten- und Vermögensverwaltungsinstitute meldeten sieben Fälle, die 
nicht näher bezeichneten Banken sechs Fälle, die Grossbanken vier Fälle, die 
Raiffeisenbanken und ausländisch beherrschten Banken je zwei Fälle und die 
Kantonalbanken einen Fall. Das beweist, dass dieser Gesellschaftstypus sich zur 
Abwicklung der zweifelhaften Geschäfte manchmal auch an kundennahe Banken 
wendet. Das von den ausländischen Zweigniederlassungen ausgehende GW/TF-
Risiko schwebt also vor allem über den Geschäftsbanken und den Schweizer 
Grossbanken, doch auch Raiffeisen- und Kantonalbanken sind nicht dagegen gefeit. 
Der Anteil der seitens der verschiedenen Bankinstitute erfolgten Meldungen zu dieser 
Rechtsform ist allerdings wegen des kleinen Datenbestands nicht besonders 
repräsentativ.  
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2.27. Verdachtsmeldungen zu ausländischen Zweigniederlassungen 
nach FI-Typ, 2013-2015
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Die Gefährdung aufgrund der finanziellen Globalisierung bestätigt sich in der Auswahl 
der Kantone, in denen die Schweizer Zweigniederlassungen ausländischer 
Gesellschaften ihre als verdächtig gemeldeten Geschäftsbeziehungen aufnehmen: in 
erster Linie an den wichtigsten Schweizer Finanzplätzen, d.h. Tessin (elf Fälle), Zürich 
(sechs Fälle) und Genf (fünf Fälle), gefolgt von Basel-Stadt (drei Fälle) und Freiburg 
(ein Fall). Zudem fällt auf, dass die Domizilkantone der Zweigniederlassungen 
ausländischer Gesellschaften nicht immer diejenigen sind, wo die Geschäftsbezie-
hungen aufgenommen werden ï wahrscheinlich weil sie die Steuerunterschiede 
zwischen den Kantonen ausnutzen. Die Zweigniederlassungen ausländischer 
Gesellschaften stellen also offenbar eine besondere Gefährdung dar, die mit dem 
internationalen Komplexitätsrisiko verbunden ist, das besonders die Finanz-
intermediäre betrifft, die auf die Vermögensverwaltung mit ausländischen Verflech-
tungen spezialisiert sind sowie die Kantone, in denen diese Institute vorwiegend tätig 
sind. 

Mutmassliche Vortaten im Zusammenhang mit ausländischen Zweigniederlassungen 

Die Vortaten, die den Handelsgesellschaften dieser Kategorie vorgeworfen werden, 
unterscheiden sich leicht von jenen, die die übrigen bisher untersuchten Rechtsträger 
betreffen. Wie bei den AGs und GmbHs ist zwar Betrug mit über 42% (elf Fälle) die 
wichtigste vermutete Vortat, gefolgt von Korruption, die mit vier Fällen über 15% 
ausmacht, d.h. deutlich mehr als bei den anderen untersuchten Gesellschaften. Die 
Zugehörigkeit zu einer kriminellen Organisation stellt mit zwei Fällen über 7% der 
vermuteten Vortaten dar: Damit weisen sie von allen untersuchten 
Gesellschaftsformen den höchsten Anteil an dieser Vortat auf. Auf ungetreue 
Geschäftsbesorgung als Vortat entfällt mit 8% ein gleich hoher Anteil wie bei den AGs 
und GmbHs. 

Stand der bei der MROS eingegangenen Meldungen, die zweifelhafte Geschäfts-
beziehungen betreffen, an denen ausländische Zweigniederlassungen als VP beteiligt 
sind. 

Die Gefährdung durch Zweigniederlassungen ausländischer Gesellschaften wird 
relativiert, wenn man auch die Weiterleitungsquoten betrachtet und schaut, welche 
Behandlung die Meldungen, die sie als VP in verdächtigen Geschäftsbeziehungen 
nennen, erfahren. In zehn von 26 Fällen, d.h. in über 38% der Fälle, hat die MROS die 
Verdachtsmeldungen der Finanzintermediäre nicht an die Strafverfolgungsbehörden 
weitergeleitet, was sie als unbegründet ausweist. In zwei Fällen wurde das 
Strafverfahren abgebrochen und in einem Fall erging ein Nichtanhandnahme-
entscheid. In 13 Fällen steht das Ergebnis des Strafverfahrens jedoch noch aus. 

2.5.2. Risikofaktorenanalyse NRA für Zweigniederlassungen ausländischer 
Gesellschaften 

Die Risikofaktorenanalyse NRA ergibt für die schweizerischen Zweigniederlassungen 
ausländischer Gesellschaften die folgenden Resultate (Grafiken 2.28-2.31). 
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Wie bereits mehrmals betont wurde, müssen die Resultate wegen des 
eingeschränkten Datenbestands mit Vorsicht interpretiert werden. Manche Faktoren 
sind vielleicht nicht wirklich aussagekräftig. Dessen ungeachtet ergibt sich aufgrund 
der Beteiligung von Sitzgesellschaften und der Anzahl involvierter Personen eindeutig 
eine höhere Gefährdung als für die anderen untersuchten kaufmännischen 
Rechtsträger. Die Hälfte der Fälle in dieser Kategorie sind Zweigniederlassungen von 
Sitzgesellschaften, die in Jurisdiktionen ansässig sind, welche für die Beherbergung 
solcher Rechtskonstrukte bekannt sind; sie sind selbst Sitzgesellschaften und dienen 
dazu, um z.B. zwecks Steueroptimierung über eine juristische Person nach schweizeri-
schem Recht zu verfügen. Das Komplexitätsrisiko aufgrund der involvierten Personen 
fällt mit 55% (kumuliertes geringes und mittleres Risiko) deutlich niedriger aus als für 
die anderen, bisher untersuchten kaufmännischen Rechtsträger. Folglich stellen 
ausländische Zweigniederlassungen diesbezüglich die grösste Gefährdung dar. Von 
den einzelnen kaufmännischen Rechtsträgern nach Schweizer Privatrecht stellen sie 
offenbar die grösste Gefährdung dar. Diese lässt sich wie für die übrigen Kategorien 
anhand der beschriebenen Formel mit einer Zahl auf einer Skala von 1 bis 5 
ausdrücken: 
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2.31. Komplexitätsrisiko aufgrund der Anzahl 
involvierter Personen, 2013-2015

Geringes Risiko:
1-3

Mittleres Risiko:
4-7

Hohes Risiko

Sehr hohes Risiko

     

2,09
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